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Die Vermögensteuerveranlagung 1940 
Von Ministerialrat Dr. Uhlich, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Vortrag (hier erweitert), gehalten auf der Tagung der Finanzamtsvorſteher in Salzburg im Mai 1940: 


Einführung, 

Anderungen durch die Verordnungen bom 31. Oktober und 
22. November 1939, 

. Vermögenſteuer⸗Richtlinien, 

Fortſchreibungen und Neuveranlagungen, 

Fortſchreibung des Betriebsvermögens auf den 1. Januar 1940, 
Vordrucke für die Vermögenſteuerveranlagung 1940, 
Ausland, 

Werte im feindlichen Ausland, 

Werte im freigemachten Gebiet, 

10. Organgeſellſchaften, 

11. Perſonengeſellſchaften, 

12. Genoſſenſchaften, 

15. Freie Berufe, 

14. Außenſtände, 

15. Bewertung von Wertpapieren und Antellen, Verfahren, 

16. Mehrſtimmrechtsaktien, 

17. Berliner Verfahren, 

18. Anſprüche auf Tantiemen, 


D D Dr 


1. Einführung 


Die „Vermögenſteuerveranlagung 1940“ 
umfaßt nicht nur die Veranlagung der Vermögen⸗ 
ſteuer im engeren Sinn, ſondern auch die eine 
beitsbewertung des Betriebsvermögens 
und die Veranlagung der Aufbringungsumlage. 
Ich bitte Sie, den Ausdruck „Vermögenſteuerveranlagung 
1940“ immer in dieſem Sinn zu verſtehen und ihn 
auch ſelbſt in der Praxis in dieſem Sinn zu ge⸗ 
brauchen. Soll die Veranlagung der Verm ögen⸗ 
ſteuer im engeren Sinn bezeichnet werden, To 
wollen wir von „Veranlagung der Vermögen⸗ 
ſteuer“ ſprechen. Die Vermögenſteuerveranlagung 1940 
bringt für die Einheitswerte des Betriebsvermögens eine 
allgemeine Feſtſtellung, alſo eine Hauptfeſtſtel⸗ 
kung, und für die Veranlagung der Vermögenſteuer eine 
allgemeine Veranlagung, alſo eine Hauptver- 
anlagung. 


2. Anderungen durch die Verordnungen vom 31. Oktober 
und 22. November 1939 
Die Verordnungen vom 31. Oktober und 
22. November 1939 haben manche Anderungen 


19. 1000 RM⸗Abzug, 

20. Ausgleich verſanedener Stichtage für umlaufende und für 
ſtebende Betriebsmittel bei Landwirten. 

21. Einnahmen der Landwirte nach dem Reichsleiſtungsgeſetz, 

22. Steuerpflicht bei der Vermögenſteuer, 

23. Zweimaliger Freibetrag für die gleiche Perſon, 

24. Abweichungen in der Regelung der Freibeträge gegenüber der 
Einkommenſteuer, 

25. Staffelung der Vermögenſteuer durch die Freibeträge, 

26. Unterſchiede in der Regelung der Freibeträge und der Haus⸗ 
haltsbeſteuerung, 

27. Wirkung der Zuſammenveranlagung, 

28. Kleingrenzen, 

29. Aufbringungsumlage, 

30. Zweifelsfragen 
a) Vermögenſteuerpflicht der jüdiſchen Friedhöfe, 
b) Neuveranlagung nur bei Anderung der Vermögenſteuer, 
o) Fortſchreibung bei Offenen Handelsgeſellſchaften uſw., 
d) Fortſchreibung bei Genoſſenſchaften. 


auf dem Gebiet der Vermögensbeſteuerung gebracht. Wir 

haben uns abſichtlich auf das allerdring lichſte be⸗ 

ſchränkt. Wir haben von einer Anderung des 

Reichsbewertungsgeſetzes überhaupt abge⸗ 

ſehen. Nur das Vermögenſteuergeſetz und die 

Durchführungsverordnungen find geändert 

worden. Die Anderungen des Vermögenſteuer⸗ 

geſetzes find, wenn man von Nebenſächlichkeiten abſieht, 
hauptſächlich dreifacher Ar t. Sie betreffen: 

1. die Umgeſtaltung der Vorſchriften über die Frei⸗ 
beträge und über die Zuſammenveranla⸗ 
gung, b 

2. die Berückſichtigung von Abkömmlingen, 
die während des Hauptveranlagungszeitraums ge⸗ 
boren werden, 
die Wirkung der jetzigen Veranlagung ſchon ab 
1. April 1940 

Die Veranlagung der Vermögenſteuer wird er ſt ım 

Laufe des Jahrs 1940 durchgeführt werden. Es 

werden ſich in vielen Fällen Nachzahlungen für das 

Rechnungsjahr 1940 ergeben. 2 l 

Die Verordnung vom 22. November 1939 ändert die 

Durchführungsverordnungen. Sie bringt die 
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Umſtellung von der Vermögenſteuerveranlagung und 

Einheitsbewertung 1935 auf die Vermögenſteuerveranla⸗ 

gung und Einheitsbewertung 1940. Sie hat außerdem 

alle Vorſchriften, die bisher in Einzelberord- 
nungen enthalten waren, zuſammengefaßt. Als ſach⸗ 
liche Neuerungen find zu nennen: 

1. die Hinausſchiebung der Hauptfeititel- 
lung für den Grundbeſitz bis auf weiteres (81 
Abſatz 2), , 

2 e der Mehrſtimmrechtsaktien 
(8 58), 

g. die Behandlung der Genoſſenſchaften (68 52 2 
RBew dd und 815 VSt DV). 


3. Vermögenſteuer⸗Richtlinien 

Eine Neuerung für die Vermögenſtenerveranlagung 
1940 bilden auch die Vermögenſteuer⸗Richt⸗ 
linien. Solche ſind erſtmalig erlaſſen worden. Sie 
ſollen genau wie die Richtlinien für die anderen Steuern 
kein vollſtändiges Erläuterungsbuch ſein. 
Sie greifen ä einzelne Fragen heraus. Manche Fragen 
ſind bereits früher geregelt worden. Die Ver⸗ 
mögenſteuer⸗Richtlinien bringen inſoweit den Finanz⸗ 
ämtern nichts Neues. Andere Fragen find erit- 
malig angepackt worden. * 

Es ergeben ſich täglich neue Fragen, für die 
eine Regelung erwünſcht iſt. Wir haben das Beſtreben, 
möglichſt keine Einzelerlaſſe herauszugeben. 
Wir wollen im geeigneten Zeitpunkt Vermögenſteuer⸗Er⸗ 
gänzungsrichtlinien erlaſſen. Dieſe werden die 
noch offenen Fragen behandeln und außerdem auf 
Fragen der Fortſchreibung und Neuver⸗ 
anlagung eingehen. Es werden dabei für die Neuver⸗ 
anlagung Regeln aufgeſtellt werden. Es wird z. B. ähn⸗ 
lich, wie wir das für das Rechnungsjahr 1939 getan hatten, 
beſtimmt werden, wie der Freibetrag für ein neu⸗ 
geborenes Kind zu handhaben iſt, wenn die Eltern 
am 1. Januar 1940 noch nicht verheiratet 
waren. Es kommt dann unter Umſtänden eine Vertei⸗ 
lung des Freibetrags auf den Vater und die Mutter in 
Betracht. 


4. Fortſchreibungen und Neuveranlagungen 

Die Finanzämter find jetzt mit der Vermögen 
ſteuerveranlagung 1940 befaßt, alſo mit einer 
Hauptfeſtſtellung und Hauptveranlagung. 
Es könnte ſcheinen, als ob die Frage der Fortſchreibung 
und Neuveranlagung nicht zeitgemäß ſei. Ich lenke 
trotzdem Ihre Aufmerkſamkeit auf die Fortſchrei⸗ 
bungen und Neuveranlagungen, und zwar: 

1. für die Vergangenheit, 

2. für die Zukunft. 
Die Praxis wird viel Gelegenheit bieten, für die Ver⸗ 
gangenheit noch Fortſchreibungen und 
Neuberanlagungen vorzunehmen. Es werden ins⸗ 
beſondere die Betriebsprüfungen dazu Anlaß geben. 
Ich bitte Sie, für eine zutreffende Erfaſſung des 
Betriebsvermögens, der Vermögenſteuer und der Aufbrin- 
gungsumlage auch im Weg der Fortſchreibung und Neuver— 
anlagung zu ſorgen. Es können hier dem Reich und den 
Gemeinden noch erhebliche Steuerbeträge auge: 
führt werden. Eine Fortſchreibung oder Neuveranlagung 
für die Zukunft kommt erſtmals zum 1. Ja-; 
nuar 1941 in Betracht. Die Finanzamtsvorſteher wer⸗ 
den auch in Zukunft auf die Fortſchreibungen und Neuver— 
anlagungen achten müſſen. 

Es iſt die Frage aufgeworfen worden, ob eine Neu- 
veranlagung zur Vermögenſteuer auch dann noch 
vorgenommen werden kann, wenn die Aus ſchlußfriſt 
zur Antragſtellung abgelaufen iſt. 

Wir ſehen uns die Beſtimmung im 813 Ab- 
ſatz 3 VSt an. Sie iſt durch die Verordnung vom 
31. Oktober 1939 neugefaßt worden und lautet jetzt: 

„Die Neuveranlagung wird auf Antrag, erforder: 
lichenfalls auch von Amts wegen vorgenommen. Der 
Antrag kann nur bis zum Ablauf des Kalenderjahrs, auf 


deſſen Beginn die Neuveranlagung begehrt wird, oder 
bis zum Ablauf eines Monats, ſeitdem die bisherige 
Veranlagung unanfechtbar geworden iſt, geſtellt werden. 
Die Antragsfriſt iſt eine Ausſchlußfriſt.“ 


Die Vorſchrift tim mt ſoweit wie möglich wörtlich mit der 
älteren Vorſchrift des § 225 a Abſatz 2 AO überein. Es wird 
durch dieſe die gleiche Regelung für die Fort⸗ 
ſchreibung von Einheitswerten getroffen. 

Der Steuerpflichtige hat nach Ablauf der Aus 
ſchlußfriſt kein Recht mehr darauf, daß eine Neuver⸗ 
anlagung vorgenommen wird. Das Finanzamt dagegen 
iſt nicht an die Ausſchlußfriſt gebunden. Das ergibt 
ſich ſchon daraus, daß das Finanzamt im Intereſſe der 
Gleichmäßigkeit der Veſteuerung jederzeit bis 
zum Ablauf der Verjährungsfriſt in der Lage ſein muß, 
eine Neuveranlagung der Vermögenſteuer vorzunehmen, die 
eine höhere Steuer ergibt. Man wird für das Finanz⸗ 
amt keinen Unterſchied zwiſchen einer Neuveranla⸗ 
gung nach oben und einer Neuveranlagung nach 
unten machen dürfen. Das Finanzamt hat von ſich 
aus darüber zu befinden, ob es eine Neuveranlagung nach 
unten für angebracht hält. Die Entſcheidung iſt nach Bil⸗ 
ligkeit und Zweckmäßigkeit zu treffen (§2 Ab⸗ 
ſatz 2 StAnpé g). Das Finanzamt iſt in der Lage, einen 
verſpäteten Antrag eines Steuerpflichtigen unter 
Hinweis auf die Ausſchlußfriſt abzulehnen. Es kann 
aber die Neuveranlagung auf einen ſolchen Antrag hin vor⸗ 
nehmen, wenn es fie für angebracht hält. Die Vorſchrift 
über die Ausſchlußfriſt ſoll lediglich verhindern, daß 
der Steuerpflichtige von ſich aus ohne Grund noch nach 
Jahren mit einem Neuveranlagungsantrag hervortritt. 
Wir haben die gleiche Auffaſſung ſchon früher für 
die Fortſchreibung von Einheitswerten ver⸗ 
treten. Sie muß auch für die Neuberanlagung 
der Vermögenſteuer gelten. 

Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger ſchenkt ſeinem Sohn im Jahr 1940 
80 000 RM. Das Finanzamt erfährt davon erſt im Laufe des 
Jahrs 1942. Es nimmt für den Sohn eine Neuberanlagung 
vor, bei der es den eingetretenen Vermögenszuwachs berück⸗ 
ſichtigt. Es wäre unbillig, für den Vater eine Neuveranlagung 
nach unten zu verweigern. Die 30 000 RM würden dann 
doppelt erfaßt werden. 

Würde aber in dieſem Fall beim Sohn keine Neuveran⸗ 
lagung vorgenommen werden können, weil die Wertgrenzen 
nicht überſchritten find, ſo könnte für den Vater ein ver⸗ 
ſpäteter Neuveranlagungsantrag abgelehnt werden, ſelbſt wenn 


für den Vater die ſonſtigen Vorausſetzungen der Neuveran⸗ 
lagung erfüllt ſind. 


5. e des Betriebsvermögens auf den 1. Januar 


Eine Fortſchreibung iſt für das Betriebs⸗ 
vermögen auch zum I. Januar 1940 möglich. 
Der für das Betriebsvermögen im Weg der Haupt⸗ 
feſtſtellung feſtzuſtellende Einheitswert auf den 1. Ja⸗ 
nuar 1940 gilt zwar für die Vermögenſteuer ſchon 
ab 1. April 1940. Er hat aber für die Gewerbe⸗ 
teuer erſt vom 1. April 1941 Wirkung. Es gilt für 
die Gewerbeſteuer des Rechnungsjahrs 1940 noch der bis⸗ 
herige Einheitswert. Liegen die Vorausſetzungen 
für eine Fortſchreibung zum 1. Januar 1940 vor, jo muß 
eine Fortſchreibung vorgenommen werden, die nur 
für die Gewerbeſteuer des Rechnungsjahrs 
1940 Wirkung hat. Es iſt von den Finanzämtern darüber 
geklagt worden, daß für das gleiche Wirtſchafts⸗ 
nut ein Wert auf den gleichen Zeitpunkt nach 
verſchiedenen Vorſchriften feſtzuſtellen iſt. Ich 
weiſe demgegenüber darauf hin, daß wir dieſe Regelung ge- 
rade mit Rückſicht auf die Finanzämter einge⸗ 
führt haben. Die Gewerbeſteuer wird mit der Ein⸗ 
kommenſteuer zuſammen veranlagt. Die Ge⸗ 
meinden ſind auf das Aufkommen an Gewerbeſteuer an⸗ 
gewieſen und müſſen es möglichſt bald haben. Die 
Hauptfeſtſtellung des Einheitswerts des Betriebs- 
vermögens hätte überſtürzt werden müſſen, wenn ſie 
allgemein ſo rechtzeitig hätte durchgeführt werden 
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müſſen, daß ſie ſchon für die Gewerbeſteuerver⸗ 
anlagung zur Verfügung ſteht. Wir wollten den Fi⸗ 
nanzämtern für die Hauptfeſtſtellung des Einheitswerts des 
Betriebsvermögens Zeit laſ ſen. Wir haben es deshalb 
in Kauf genommen, daß für die Gewerbeſteuer imallge⸗ 
meinen noch die bisherigen Einheitswerte 
Geltung haben und nur in den verhältnismäßig 
wenigen Fällen der Fortſchreibung ein Wert vom 
1. Januar 1940 feſtgeſtellt werden muß. Ich erinnere 
daran, daß für das Geſetz die gleichzeitige Vor ⸗ 
nahme von Fortſchreibung und Hauptfeſtſtellung auf den 
gleichen Zeitpunkt durchaus nichts Außergewöhn⸗ 
liches iſt. Es würde nach dem Geſetz die Vermögenſteuer - 
veranlagung auch für die Vermögenſteuer erſt 
vom folgenden Rechnungsjahr an wirken. Eine Fortſchrei⸗ 
bung würde für das laufende Rechnungsjahr ſogar für 
Vermögenſteuerzwecke auf den gleichen Feſtſtel⸗ 
lungszeitpunkt wie die Hauptfeſtſtellung vorzunehmen ſein. 
Das iſt für 1940 nur aus dem Grund anders, weil 
die Wirkung für die Vermögenſteuer um ein Jahr 
vorverlegt worden iſt. 

Unterſchiedliche Bewertungen auf den glei⸗ 
chen Zeitpunkt ſind unerw ünſcht. Ich bin der Meinung, 
daß die Finanzämter ſich hier ſelbſthelfen können. Ein 
Unterſchied kann ſich auf Grund der Bewertungsvor⸗ 
ſchriften nur bei Wertpapieren und Anteilen 
ergeben. Die Hauptfeſtſtellung und die Fortſchreibung 
richten ſich für alle anderen Wirtſchaftsgüter 
nach den gleichen Regeln. Es ſind dagegen für 
Wertpapiere und Anteile bei der Jortſchrei⸗ 
bung die Verhältniſſe von 1934 und bei der Haupt ⸗ 
feſtſtellung die Verhältniſſe von 193 9 maßgebend. Die 
Finanzämter haben es meiner Meinung nach nicht nötig, 
dieſen Unterſchieden noch beſonders von ſich aus nach⸗ 
eee Sie werden im allgemeinen die Haupt⸗ 
eſtſtellung und die Fortſchreibung auf den gleichen 
Betrag vornehmen können. Es wird in ſolchen Fällen 
dem Steuerpflichtigen der Beſcheid über die Haupt ⸗ 
feſtſtellung erteilt und ein Zuſatz angebracht: 


„Dieſer Beſcheid gilt zugleich als Fort⸗ 
ſchreibungsbeſcheid. Er wirkt inſofern 
ür die Gewerbeſteuer des Rechnungs⸗ 
jlahrs 1940.“ 


Es kann dem Steuerpflichtigen überlaſſen 
werden, von ſich aus geltend zu machen, daß für et⸗ 
waige Wertpapiere oder Anteile ein anderer Wert 
anzuſetzen iſt. Der Steuerpflichtige wird einen ſolchen An- 
trag ſtellen, wenn die abweichende Bewertung für ihn 
weſentlich iſt. Weiß das Finanzamt von vornherein, 
daß zum Betriebsvermögen Wertpapiere und An- 
teile in größerem Umfang gehören — das wird 
z. B. bei Banken der Fall fein —, fo wird das Fi⸗ 
nanzamt von ſich aus die Hauptfeſtſtellung und die 
Fortſchreibung voneinander trennen und getrennte 
Beſcheide erteilen müſſen. Das Finanzamt kann dann 
dem Steuerpflichtigen zumuten, ihm die Unter- 
lagen über die verſchiedenen Kurſe von 1934 und von 
1939 beizubringen. 

Die von mir empfohlene Sachbehandlung rechtfertigt 
[5 noch aus einem anderen Geſichtspunkt. Andere Fort 

chreibungen gelten für mehrere Steuern und 
dazu für mehrere Jahre. Tie Fortſchreibung 
zum 1. Januar 1940 hat nur für die Gewerbe ⸗ 
ſteuer und nur für 1940 Bedeutung. Eine Verein- 
fachung iſt deshalb am Platz. 

Es iſt für die Behandlung der Genoſſenſchaften 

bei der Fortſchreibung aufden 1. Januar 1940 
ein Zweifel entſtanden. Wir haben den Abzug der Ge⸗ 
ſchäftsguthaben der Genoſſenſchaften durch die Neu- 
regelung ein 9 ſchränkt. Ich kommen darauf noch zu 
ſprechen. Die Neuregelung iſt durch die Verordnun 
vom 22. November 1939 eingeführt worden. 8 
RBew D gemäß find die Beſtimmungen in der Faſſung der 

erordnung vom 22. November 1939 erſtmalig bei der 
Bewertung des Vermögens nachdem Stand vom Be- 


ginn des 1. Januar 1940 anzuwenden. Die Ein⸗ 
ſchränkung des Abzugs der Geſchäftsguthaben bei den Ge⸗ 
noſſenſchaften würde nach dem reinen Wortlaut 
dieſer Vorſchrift auch bei Fortſchreibungen auf 
den 1. Januar 1940 anzuwenden ſein. Das iſt nicht der 
Sinn der Vorſchriften. Es würde ſonſt bei manchen Ge⸗ 
noſſenſchaften eine Fortſchreibung des Einheitswerts 
des Betriebsvermögens ſchon allein aus dem Grund 
vorgenommen werden müſſen, weil die Geſchäftsgut⸗ 
haben nicht mehr abzugsfähig ſind. Das muß 
vermieden werden. Ich bitte Sie, die Neuregelung des 
Abzugs der Geſchäftsguthaben bei den Genoſſenſchaften auf 
die Hauptfeſtſtellung der Einheitswerte zu beſchrän⸗ 
ken. Wir wollen bei der Fortſchreibung noch allent⸗ 
halben die alten Regeln anwenden, alſo die Ge⸗ 
ſchäftsguthaben ohne Einſchränkung ab⸗ 
ziehen. Einwendungen der Steuerpflichtigen dagegen 
ſind nicht zu erwarten. Es handelt ſich um eine Maßnahme, 
die ſich immer zugunſten der Steuerpflichti⸗ 
gen auswirkt. 


6. Vordrucke für die Vermögenſteuerveraulagung 1940 

Ich wende mich zur Vermögenſteuerveranla ⸗ 
gung 1940, alſo zur Haupt feſtſtellung und zur 
Haupt veranlagung. Es iſt Ihnen aufgefallen, daß die 
Vordrucke 1940 in mehrfacher Hinſicht von den 
Vordrucken 1935 abweichen. Die Vordrucke ſind 
den Vordrucken für die Einkommenſteuer angepaßt 
worden. Die neuen Vordrucke für die Beſcheide unterſchei⸗ 
den ſich von den Vordrucken für die Einheitswertbeſcheide 
und für die Vermögenſteuerbeſcheide 1935 im weſentlichen in 
den folgenden drei Punkten: 

1. Die Erläuterungen über die Feſtſtellung der Ein- 
heitswerte und über die Ermittlung des Vermögens 
finden Sie diesmal nicht nur in den Berechnungsbogen, 
ſondern auch in den Beſcheiden. Der Steuer⸗ 
pflichtige erſieht jetzt aus ſeinem Beſcheid, wie ſich 
der Einheitswert und das ſteuerpflichtige Vermögen er ⸗ 
rechnen. Er braucht, wenn er den Beſcheid nach ⸗ 
prüfen will, nicht mehr beim Finanzamt Rück⸗ 
frage wegen der Beſteuerungsgrundlagen zu halten. 
Das Finanzamt hat zwar durch die Ausfüllung dieſes 
Teils des Vordrucks eine geringe Mehrarbeit. Wir 
haben uns dem Vorbildder Eeinkommenſteuer 
angeſchloſſen. Die geringe Mehrarbeit wird durch eine 
Entlaſtung der Bezirksarbeiter in der Erteilung von 
Auskünften ausgeglichen. 

2. Die Anſchrift der Steuerpflichtigen befindet ſich auf 
dem Beſcheid ſelbſt. Der Beſcheid wird zuſam⸗ 
mengefaltet und kann ohne Umſchlag ver⸗ 
ſendet werden. 

3. Bei der Vermögenſteuerveranlagung 1935 war eine 
Durchſchrift des Berechnungsbogens als 
ſtatiſtiſches Blatt vorgeſehen. Bei der Vermögen⸗ 
ſteuerveranlagung 1940 iſt eine Durchſchrift des 
Steuerbeſcheids als ſtatiſtiſches Blatt zu verwen⸗ 
den. Das hat den Vorteil, daß der Bezirksbearbeiter und 
der Sachbearbeiter bei Anderungen und Vermer⸗ 
ken auf dem Berechnungsbogen nicht mehr 
wie früher auf die als ſtatiſtiſches Blatt beſtimmte Durch⸗ 
ſchrift Rückſicht zunehmen brauchen. 

Das ſtatiſtiſche Blatt muß genau jo ſauber ausge⸗ 
fertigt werden wie der Beſcheid. Ich bitte, auf ſorgfäl⸗ 
tige Ausfüllung der Vordrucke zu achten. Es iſt 
immer mißlich, wenn der Steuerpflichtige flüchtig ausgefüllte 
Beſcheide erhält und ſich nicht zurechtfinden kann. Für das 
Statiſtiſche Reichsamt bedeuten mangelhafte ſta⸗ 
tiſtiſche Blätter eine Mehrarbeit, die wirklich über⸗ 
flüſſig iſt. Auch die Berechnungsbogen müſſen genau 
ausgefüllt werden. 


7. Ausland 

Die Vermögenſteuerveranlagung 1940 wird im Alt⸗ 
reich, in der Oſtmark, in den ſudetendeutſchen 
Gebieten und in Danzig vorgenommen. Das Grob: 
deutſche Reich umfaßt auch noch das Protektorat 
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Böhmen und Mähren und die eingegliederten 
Oſtgebiete. Es find Zweifel möglich, ob dieſe Gebiete 
für die Beſteuerungals Inlandoderals Ausland 
zu behandeln ſind. Wir müſſen uns auf den Standpunkt 
ſtellen, daß ſteuerlich Ausland alles das iſt, wo das 
betreffende Steuergeſetz noch nicht gilt, Das 
Reichsbewertungsgeſetz und das Vermödgen- 
ſteuergeſetz find in dem Protektorat Böhmen und 
Mähren und in den eingegliederten Oſtgebieten mit Aus⸗ 
nahme von Danzig noch nicht eingeführt. Die be ⸗ 
zeichneten Gebiete müſſen im Sinn der Vermögenſteuerver⸗ 
anlagung noch als Ausland behandelt werden. Das 
hat die weitere Folge, daß auch die früheren Doppe L- 
beſteuerungsanordnungen noch als geltend 
angeſehen werden müſſen. Solche Anordnungen beſtehen jo- 
wohl gegenüber der früheren Tſchechof lowakei, als 
auch gegenüber dem früheren Polen. 


8. Werte im feindlichen Ausland 

Es iſt gefragt worden, wie bei der Einheitsbewertung 
und Vermögenſteuerveranlagung ſolche Wirtſchafts⸗ 
güter zu behandeln ſind, die im feindlichen Aus ⸗ 
kand liegen. Es liegt der Gedanke nahe, fie über ; 
haupt nicht beider Vermögensbeſteuerung an zu ſetzen. 
Es iſt wegen der ſteuerlichen Bewertung von Vermögens⸗ 
gegenſtänden im Ausland für die Einkommen ſteuer 
der Erlaß vom 15. April 1940 (RStBI 1940 S. 441) ergan- 
gen. Der Anſatz von Werten, wie er ſich nach dem Erlaß 
vom 15. April 1940 geſtaltet, wird auch für die Ver⸗ 
mögensbeſteuerung gelten müſſen. 


9. Werte im freigemachten Gebiet 

Ahnliche Fragen entſtehen für diejenigen Wirtſchafts⸗ 
güter, die imfreigemachten Gebiet des Weſtens 
liegen. Es iſt für ſolche Wirtſchaftsgüter durch den Erlaß 
vom 30. März 1940 (RStBl 1940 S. 369) zunächſt Stun ; 
dung der Vermögenſteuer und Aufbrin⸗ 
gungsumlage angeordnet worden. Es iſt eine Regelung 
dahin zu erwarten, daß ſolche Wirtſchaftsgüter für die 
Einheiksbewertung und die Vermögenſteuerveranlagung 
überhaupt nicht anzuſetzen find. Eine ſolche Rege⸗ 
lung wird ſich auf das Sachvermögen beziehen, das i m 
freigemachten Gebietliegt. Es gehören zum Sach⸗ 
vermögen der Grundbeſitz und das Betriebsver⸗ 
mögen. Eine Ausnahme von dem Nichtanſatz ſolcher Wirt 
ſchaftsgüter für die Vermögenſteuer wird nur gelten müſſen, 
ſoweit die Wirtſchaftsgüter noch genutzt werden. Das iſt 
nur ausnahms wei ſe der Fall. Ich halte es unter den 
beſonderen Verhältniſſen der freigemachten Gebiete für ein 
geringeres Übel, wenn ein noch genutztes Wirt⸗ 
ſchaftsgut einmal zu Unrecht von der Steuer frei bleidt, 
als wenn ein nicht genutztes Wirtſchaftsgut fälſch⸗ 
lich zur Vermögenſteuer herangezogen wird. Die 
e ee werden ſich wegen ſolcher Wirtſchaftsgüter 
mit dem Ausweichamt in Verbindung ſetzen 
müſſen, insbeſondere wegen der Frage, ob das Wirtſchafts⸗ 
gut im freigemadten Gebiek liegt. Kein Un 
terſchied iſt zu machen, ob das Grundſtück ſchon durch die 
Kriegsereigniſſe gelitten hat oder nicht. j 
ird das Sachvermögen in den freigemachten Gebieten 
nicht berüdfichtigt, fo hat das zur Folge, daß auch die damit 
wirtſchaftlich zuſammenhängenden Schulden nicht ab ⸗ 
gezogen werden dürfen. Die Wirtſchaftsgüter in den 
freigemachten Gebieten werden auch in dieſer Beziehung ſo 
behandelt, als ob ſie nicht zum ſteuerpflichtigen 
Vermögen gehören. 

Es werden für das freigemachte Gebiet keinerlei 
Fortſchreibungen für den Grundbeſitz oder das Be⸗ 
triebsvermögen vorgenommen. Die Finanzämter dürfen 
alſo nicht etwa auf den Eingang einer Nachricht über 
die Anderung des Einheitswerts warten. Sie 
müſſen vielmehr ſelbſtän dig handeln. 

Die Forderungen gegen Schuldner im 
freigemachten Gebiet ſind im Abſchnitt 31 Abſatz 3 
VSt behandelt. Es gehören hierher auch Forderungen, die 
durch Sachvermögen im freigemachten Gebiet geſichert 
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ſind, z. B. Hypothekenforderungen. Die Frage, ob und in⸗ 
wieweit ſolche Forderungen noch als Vermögen gelten 
können, wird wohlwollend zu beurteilen ſein. Die Be⸗ 
wertung wird oft davon abhängig gemacht werden können, 
ob der Gläubiger die Zinſen regelmäßig erhält 
oder nicht. 


10. Organgeſellſchaften 
Zur Behandlung verſchiedener Geſellſchafts⸗ 

formen bei der Vermögenſteuerveranlagung: Bet, 

„Die Frage der Organgeſellſchaften tritt für 
die Vermögensbeſteuerung ſehr in den Hintergrund. Auch 
eine Organgeſellſchaft kann eigenes Vermögen haben 
genau ſo, wie z. B. ein Angeſtellter eigenes Vermögen 
hat. Es kommt nur unter ganz beſonderen Um 
ſtänden in Betracht, daß Vermögen einer Organgeſellſchaft 
der Obergeſellſchaft zuzurechnen iſt. 


11. Perſonengeſellſchaften 

Die Perſonengeſellſchaften, das ſind die 
Offenen Handelsgeſellſchaften uſw., ſind ni cht jelb- 
ſtändig vermögenſteuerpflichtig. Es wird aber 
ihr Vermögen als Betriebsvermögen einheitlich 
feſtgeſtellt. 

Der Reichsfinanzhof hat ſich in ſeinen Urteilen 
vom 29. Februar 1940 und vom 14. März 1940, die zu⸗ 
ſammen im RStBI 1940 S. 459 und S. 460 abgedruckt find, 
über die finanziellen Beziehungen des Ge⸗ 
ſellſchafters einer Offenen Handelsgeſellſchaft oder 
dergl. zu der Geſellſchaft ausgeſprochen. Beide 
Urteile ſtimmen darin überein, daß die finanziellen Be⸗ 
ziehungen nicht außerhalb der Beteiligung des 
Geſellſchafters ſtehen, ſondern immer die Höhe der Be⸗ 
teiligung beeinfluſſen. Ein Geſellſchafter kann der Ge⸗ 
ſellſchaft kein Dar lehen geben. Alles, was er ihr gibt, 
iſt für ihn Beteiligung. Der Reichsfinanzhof bringt 
für die von ihm für zuläſſig gehaltene Ausnahme ein 
Beiſpiel, die ganz kurzfriſtige Einlöſung einer Nachnahme. 
Dieſes Beiſpiel zeigt deutlich, wie ſehr der Reichsfinanzhof 
die Ausnahme einſchränken will. Es iſt nicht einmal 
mehr von kurzfriſtigen Darlehen die Rede. Alles, 
was der Geſellſchafter aus dem Geſellſchaftsvermögen ent ⸗ 
nimmt, iſt anderſeits für ihn Entnahme. Ein Dar⸗ 
lehn der Geſellſchaft an den Geſellſchafter 
iſt nicht möglich. Die Stellungnahme des Reichsfinanzhofs 
vereinfacht die Feſtſtellung des Einheitswerts für den 
gewerblichen Betrieb von Perſonengeſellſchaften. Die Urteile 
führen außerdem zu einer weitgehenden Übereinft im⸗ 
mung zwiſchen der Einheitsbewertung und 
der Gewinnermittlung. 

Das Finanzamt muß für jede Perſonengeſellſchaft feſt ⸗ 
ſtellen, wie ſich das Vermögen auf die einzelnen Ge ⸗ 
ſellſchafter verteilt. Das kann auf Schwierig⸗ 
keiten ſtoßen. Es kann nicht einfach der Betrag des 
Kapitalkontos übernommen werden. Das Kapital- 
konto ergibt ſich aus der Handels bilanz. Das Be⸗ 
triebsvermögen wird bei der Einheitsbewertung nach an⸗ 
deren Grundſätzen bewertet, als fie in der Han⸗ 
delsbilanz befolgt worden ſind. Es ergeben ſich dadurch 
Abweichungen. Der auf alle Geſellſchafter 
zuſammen entfallende Wert iſt bei der Einheits⸗ 
bewertung des Betriebsvermögens ein anderer als die 
Summe der Kapitalkonten der Geſellſchafter. 
Es fragt ſich, wie der Unterſchied auf die einzelnen Ge⸗ 
ſellſchafter zu verteilen ift. Einfach iſt das in den 
Fällen, in denen ein jeder Geſellſchafter zu einem be⸗ 
ſtimmten Bruchteil oder Hundert ſatz beteiligt 
iſt. Oft iſt aber für die Beteiligung die Höhe des Ka⸗ 
pitalkontos maßgebend. Es wird dann für die Ver⸗ 
teilung des Vermögens auf die einzelnen Geſellſchafter ſo 
zu verfahren ſein, wie bei Auflöſung der Geſell⸗ 
ſchaft zu verfahren ſein würde. Dagegen müſſen die Ver⸗ 
einbarungen über die Gewinnverteilung außer 
Betracht bleiben. Es handelt ſich nicht um die Vertei⸗ 
lung eines Gewinns, ſondern um die angenommene 
Verteilung eines Vermögens. 
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12. Genoſſenſchaften 

Die Behandlung der Genoſſenſchaften iſt durch 
die Verordnung vom 22. November 1939 vollkommen 
neu geregelt worden. Sie wiſſen, daß das frühere 
Reichsbewertungsgeſetz den Abzug der Geſchäfts⸗ 
guthaben vom Vermögen vorſah. Das Reichsbewer⸗ 
kungs geſetz von 1934 enthält dieſen Abzug nicht 
mehr. Trotzdem iſt für die Einheitsbewertung 
und Vermögenſteuerveranlagung 1935 der 
Abzug durch eine beſondere Verordnung noch zuge ⸗ 
laſſen worden. Das war ſchon damals nur als eine 
übergangsmaßnahme gedacht. Jetzt iſt die Be⸗ 
handlung der Genoſſenſchaften auf eine ganz andere 
Grundlage geſtellt. Es kommen $ 52a RBewDd und 
§ 15 VSt in Betracht. Es gibt jetzt drei Arten von Ge⸗ 
noſſenſchaften: 

1. ſolche, die von den Steuern ganz befreit 


ſind, 
9. ſolche, die ſteuerbegünſtigt find, 
3. folche, die keinerlei Steuerbegünſtigung 
genießen. 
In dieſer Dreiteilung ſtimmen die Regelungen bei der 
Körperſchaftſteuer und bei der Vermögens ⸗ 
beſteuerung überein. Sie unterſcheiden ſich 
nur in der Art, in der die Steuerbegünſtigungen ge⸗ 
währt werden. 

Ganz frei von der Steuer ſind die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Werk⸗ und Verwertungsge ⸗ 
noſſenſchaften (815 VSt DP). Es find das dieſelben, 
die auch von der Körperſchaftſteuer befreit ſind 
und ſchon bisher von der Gewerbeſteuer befreit 
waren. Mit dieſen ſteuerbefreiten Genoſſenſchaften brauchen 
wir uns bei der Vermögenſteuerveranlagung überhaupt 
nicht mehr zubefaſſen, fobald wir feſtgeſtellt haben, 
ban 5 ſich im Einzelfall um eine befreite Genoſſenſchaft 

andelt. 

Die Körperſchaftſteuer kennt für die Begün ⸗ 
ſtigung von Genoſſenſchaften verſchiedene For ⸗ 
men. Es gibt bei der Vermögensbeſteuerung 
nureine Form der Begünſtigung. Das iſt die des Ab⸗ 
zugs der Geſchäftsguthaben. Für dieſe Genoſſen⸗ 
ſchaften wird alſo der frühere Rechtszuſtand auf⸗ 
rechterhalten. Die Geſchäftsguthaben können wie e ine 
Schuld abgezogen werden. Es handelt ſich dabei um: 


1 155 Kreditgenoſſenſchaften, ohne Einſchrän⸗ 

ung, 

2. die Werk⸗ und Verwertungsgenoſſen⸗ 
ſchaften der gewerblichen Wirtſchaft, ohne 
Einſchränkung, 

3. die Warengenoſſenſchaften mit einem Rohver⸗ 
mögen bis zu 300 000 RM. 

In den Richtlinien wird hervorgehoben, daß der Begriff 

„Ware“ in dem Wort Warengenoſſenſchaften weit aus- 

zulegen iſt. Z. B. fallen auch Genoſſenſchaften, die nur 

elektriſche Energie liefern (nicht erzeugen !), unter den Be⸗ 
griff der Warengenoſſenſchaften. Ich bitte Sie, auch ſonſt 
dem Begriff der Warengenoſſenſchaften eine weite 

Auslegung zu geben und ſich in Zweifelsfällen 

lieber für als gegen die Annahme einer Waren⸗ 

genoſſenſchaft zu entſcheiden. 
In keiner Weiſe mehr begünſtigt ſind: 

1. die Warengenoſſenſchaften mit einem Roh⸗ 
vermögen von mehr als 300 000 RM, 

2. alle übrigen Genoſſenſchaften, die nicht zu 
einer der erwähnten Arten gehören. 

Es handelt ſich dabei nicht um ſehr viele Genoſſen⸗ 

ſchaften, wohl aber gerade um ſolche, die ein erhebli ches 

Vermögen aufweiſen. 

Zweifel ſind möglich bei Genoſſenſchaften, die 
mehrere Zwecke verfolgen. Es laſſen ſich dazu die fol⸗ 
genden Grund ſätze aufſtellen: 

1. Die Tatſache für ſich allein, daß die Genoſſenſchaft ſich 
nicht aufeinen Zweck beſchränkt, ſondern gleich 
zeitig verſchiebene Zwecke verfolgt, ſchließt 
die Vergünſtigung nicht aus; 


2. Eine Genoſſenſchaft, die mehrere befre ite Zwecke 

verfolgt, ft befreit. Eine Genoſſenſchaft, die 

mehrere begünſtigte Zwecke verfolgt, iſt be- 
günſtigt; 

Eine Genoſſenſchaft, die gleichzeitig einen fteuer be⸗ 

freiten Zweck und einen begünſtigten Zweck 

verfolgt, kommt in den Genuß der Begünſtigung 
des Abzugs der Geſchäftsguthaben; 

4. Eine Genoſſenſchaft, die neben einem befreiten 
oder einem begünſtigten Zweck noch einen 
anderen Zweck verfolgt, der nicht begünſtigt 
iſt, kann keine Begünſtigung erhalten, alſo die 
Geſchäftsguthaben nicht abziehen; I 

5. Es iſt ohne Einfluß, welcher Geſchäftszweig 
überwiegt. 

Ein Beiſpiel für die Handhabung dieſer Grundſätze 

iſt ſchon in den Richtlinien (Abſchnitt 68 Abſatz 2) ent- 

halten. Es handelt ſich um die üblichen landwirtſchaftlichen 

Bezugs⸗ und Abſatzgenoſſenſchaften. Dieſe 

find als Bezugsgenoſſenſchaften reine Warengenoſſen⸗ 

ſchaften. Als Abſatzgenoſſenſchaften ſind ſie land⸗ 
wirtfhaftlihe Verwertungsgenoſſenſchaf⸗ 
ten und würden von der Steuer frei ſein. Sie ſind wie 

Warengenoſſenſchaften zu behandeln und können 

die Geſchäftsguthaben abziehen, wenn ihr Rohvermögen 

nicht mehr als 300 000 RM beträgt. 

Ich erwähne weiter die Kreditgenoſſenſchaf⸗ 
ten, die außerdem das Warengeſchäft betreiben (ländliche 
Spar- und Darlehnskaſſen, die auch Futtermittel und 
Düngemittel beziehen). Sie ſind gleichzeitig Kredit⸗ 
genoſſenſchaften und Warengenoſſenſchaf⸗ 


os 


ten. Sie dürfen die Geſchäftsguthaben ab- 
ziehen, wenn ihr Rohvermögen nicht mehr als 
300 000 RM iſt. 


Ich behandele gleich noch eine Zweife ls frage, 
die bei der Beſteuerung einzelner Genoſſenſchaften, nämlich 
der Spar- und Darlehnskaſſen, entſtanden iſt. 
Es beſteht bei ſolchen Genoſſenſchaften manchmal eine Auf ⸗ 
wertungsrücklage für die Aufwertung alter Spar⸗ 
einlagen. Eine Verpflichtung zur Aufwertung beſteht nicht. 
Es ſind den einzelnen Sparern die auf ſie entfallenden 
Beträge noch nicht gutgeſchrieben worden. h 

Es handelt ſich um eine Rücklage für einen beſtimmten 
Zweck. Solange die Aufwertungsbeträge nicht den einzelnen 
Sparern mindeſtens in Form einer Gutſchrift zugefloſſen 
ſind, iſt die Aufwertung nicht zu berückſichtigen. 
Es handelt ſich um eine beabſichtigte künft ige Ver ⸗ 
mögens verwendung. Eine Rücklage dafür kann 
nichtals Schuld anerkannt werden. Die Aufwertungs⸗ 
rücklage gehört zum ſteuerpflichtigen Vermögen. 


13. Freie Berufe 

Das Reichsbewertungsgeſetz rechnet zu den gewerb- 
lichen Betrieben auch die Unternehmungen der 
freien Berufe. Eine Einheitsbewertung des 
Betriebsvermögens wird auch für dieſe borge- 
nommen. Die Einheitsbewertung hat als ſolche freilich 
nicht viel Zweck. Die freien Berufe werden von der 
Gewerbeſteuer nicht erfaßt. Das Betriebsvermögen 
der freien Berufe unterliegt nur der Vermögen⸗ 
ſteue r. Die Finanzämter brauchen ſich nur mit ſolchen 
Angehörigenfreier Berufe zu befaſſen, die für 
die Vermögenſteuer in Betracht kommen. Ich 
glaube, daß das noch nicht überall richtig erkannt 
worden ift. 5 l N 

Es find Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den Finanz 
ämtern und den Steuerpflichtige darüber entſtanden, in- 
wieweit die Außenſtände eines Arztes zum Ver⸗ 
mögen gehören. Ich will inſoweit nicht auf Einzelheiten 
eingehen. Es wird hier eine großzügige Behan d; 
lung am Platz ſein. Der Streit geht oft nur um eträge, 
die für die Vermögenſteuer nicht — ſehr ins Ge⸗ 
wicht fallen. Ich bitte Sie, nur in ſolchen Fällen ſich auf 
Auseinanderſetzungen mit dem Steuerpflichtigen 
einzulaſſen, in denen das Ergebnis wirklich die ent⸗ 
ſtehende Arbeit lohnt. 


— 
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14. Außenſtände 

Entrichtet ein Steuerpflichtiger die Umſatzſteuer 
nach vereinnahmten Entgelten, ſo wird bei der 
Bewertung der Außenſtände auf die künftig ent- 
ſtehende Umſatzſteuer Rückſicht genommen werden müſſen. 
Das ergibt ſich aus der folgenden Erwägung. Es iſt für die 
Bewertung der Außenſtände der Teilwert maßgebend. 
Der Teilwert gilt bei den Außenſtänden auch für die 
Einkommenſteuer. Für die Einkommenſteuer iſt die 
Berückſichtigung der Umſatzſteuer längſt anerkannt. Wir 
übernehmen dann, wenn der Teilwert auch für die Ein⸗ 
kommenſteuer gilt, den Wert, der bei der Einkommenſteuer 
gilt. Es führt das alſo in dieſem Fall im Gegenſatz zu 8 53 a 
RBewdy zur Berückſichtigung einer künftigen 
Steuerſchuld. Der Abzug wird unter dem Geſichts⸗ 
punkt der Bewertung der Forderung vorge⸗ 
nommen. Wir werden ähnliche Fälle noch kennenlernen. 
15. Bewertung von Wertpapieren und Anteilen, Verfahren 

Ein ſchwieriges Kapitel iſt ſchon immer für die 
Vermögensbeſteuerung die Bewertung von Anteilen 
an Kapitalgeſellſchaften geweſen. Die Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen 1935 haben erſtmalig in verfahrens- 
rechtlicher Hinſicht ein einheitliches Verfahren 
geſchaffen. Das für eine Geſellſchaftzuſtändige 
Finanzamt kann den Werk der Anteile an der Geſell⸗ 
ſchaft mit verbindlicher Kraft für alle Steuer⸗ 
pflichtigen und Finanzämter feſtſtellen. Das Verfahren 
iſt in den §§ 64 bis 72 RBew DV geregelt. Es iſt auch bei 
der diesjährigen Vermögenſteuerveranlagung anzuwenden. 

Wir haben uns überlegt, ob wir das Verfahren der ein⸗ 
heitlichen und geſonderten Feſtſtellung des gemeinen Werts 
von Geſellſchaftsanteilen nicht zwingend vor ⸗ 
ſchreiben ſollten. Das Verfahren hat ſich im all ge · 
meinen bewährt. Es iſt erwünſcht, daß möglichſt 
viel davon Gebrauch gemacht wird. Wir haben von 
einem Zwang in Anbetracht der jetzigen Kriegsper- 
hältniſſe abgeſehen. Ich bitte Sie aber, fomeit als das 
irgend möglich iſt, für eine einheitliche geſonderte 
Wertfeſtſtellung zu ſorgen. Handelt es ſich um eine 
Einmann⸗Geſellſchaft, ſo iſt es nicht erſt erforder⸗ 
lich, noch in einem beſonderen Verfahren einen Wert feſt⸗ 
uſtellen. Sie können auch ſonſt von der geſonderten Feſt⸗ 
nn abjehen, wenn es ſich nur um wenige Geiell- 
ſchofter handelt und alle Geſellſchofter innerhalb Ihres 
Bezirkes wohnen. Ich empfehle dagegen, in allen 
anderen Fällen von der einheitlichen und geſonderten 
Feſtſtellung Gebrauch zu machen. 
16. Mehrſtimmrechtsaktien 

Die Behandlung der Mehrſtimmrechtsaktien 
iſt gegen früher ganz umgeſtaltet worden. Die Zahl 
der Stimmen ſpielte früher bei der Bewertung der 
Mehrſtimmrechtsaktien eine aus ſchlaggebende 
Rolle. Das neue Aktienrecht iſt den Mehritimm- 
rechtsaktien nicht ſehr hold. Ihre Rechte ſind immer 
mehr beeinträchtigt worden. Der Inhaber von 
Mehrſtimmrechtsaktien muß mit der jederzeitigen 
Einziehung rechnen. Die Hauptverſammlung beſchließt 
im Fall der Einziehung, welcher Betrag dem Aktien⸗ 
inhaber gewährt wird. Dieſe Neuregelung der Stel⸗ 
lung der Mehrſtimmrechtsaktien mußte auch bei der Be⸗ 
wertung berückſichtigt werden. Der Betrag, der 
im Fall einer Einziehung gewährt werden 
würde und ſchon durch Satzung oder durch Hauptverſamm⸗ 
lungsbeſchluß feſtgeſetzt worden iſt, iſt für die Bewer⸗ 
tunganerſter Stelle maßgebend. Steht der Betrag noch 
nicht feſt, ſo hat das Finanzamt den Wert der Mehr- 
ſtimmrechtsaktien nach den allgemeinen Regeln über die 
Bewertung von Anteilen zu ſchätzen. Die Durchführungs⸗ 
verordung verſchafft dem Finanzamt dazu eine Hilfe. Die 
Geſellſchaft hat dem Finanzamt auf Verlangen einen 
Vorſchlag für die Bewertung der Mehrſtimmrechtsaktien 
zu machen. Das Finanzamt iſt an dieſen Vorſchlag nicht 
gebunden. Wir gehen davon aus, daß der Vorſchlag im 
allgemeinen brauchbar ſein wird. Der für die 
Zwecke der Beſteuerung feſtgeſetzte Wert kann jederzeit für 
eine Einziehung von Bedeutung werden. 


/ 4 Jun! 1940 


17. Berliner Verfahren 

Die Richtlinien empfehlen den Finanzämtern für 
die ſachliche Bewertung der. Anteile an Kapitalgeſellſchaften 
das Berliner Verfahren (Abſchnitt 43). Das Ver⸗ 
fahren wird nicht bindend vorgeſchrieben, Es iſt 
geſagt, daß es als Richtlinie dienen kann. Es liegt 
darin Schon, daß das Verfahren nicht ſtarr gehand ; 
habt werden ſoll. Eine richtige Bewertung von Anteilen 
an Kapitalgeſellſchaften iſt nur mit Hilfe eines gewiſſen 
Fingerſpitzengefühls zu erreichen. Es iſt dafür 
hemmend, daß das einzelne Finanzamt in der 
Regel nicht viel Erfahrung auf dem Gebiet der An- 
teilsbewertung hat und gar nicht in der Lage iſt, Erfah⸗ 
rungen zu ſammeln, da es zu wenig derartiger Be ⸗ 
wertungsfälle hat. Es iſt gut, wenn in jedem Ober⸗ 
finanzbezirk ein Finanzamt für die Anteilsbewertung die 
Stellung als Vorort bekommt. Dieſes Finanzamt wird in 
der Regel das Körperſchaftſteueramt am Sitz des 
Oberfinanzpräſidiums fein. Ich will damit keine Ver ⸗ 
ſchiebung in der Zuſtändigkeit befürworten. Das 
für die Geſellſchaft zuſtändige Finanzamt 
kennt die Verhältniſſe der Geſellſchaft am beſten und muß 
für die Anteilsbewertung zuſtändig bleiben. Es 
kann ihm aber durch ein anderes Finanzamt, das in der 
Anteilsbewertung mehr Erfahrung hat, Hilfſtellung 
geleiſtet werden. Ich bin der Meinung, daß es dazu keiner 
beſonderen Anordnungen bedarf. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß ein Finanzamt das andere zu unterſtützen 
hat. Es wird ſich alſo ein Finanzamt, das einen ſchwie⸗ 
rigen Fall einer Anteilsbewertung bewältigen muß, 
ohne ſelbſt genügend Erfahrung zu haben, an ein anderes 
Finanzamt mit mehr Erfahrung wenden und feinen Rat 
einholen können. 

Das Berliner Verfahren beſteht, kurz geſagt, darin, daß 
es für jeden Anteil einen Ertragswert und einen 
Vermögenswert feſtſtellt und aus beiden Werten den 
gemeinen Wert ableitet, im allgemeinen aus dem 
Mittel von Vermögenswert und Ertragswert. 

Es wird zur Ermittlung des Vermögenswerts zunächſt 
das geſamte Vermögen der Geſellſchaft be⸗ 
rechnet. Der Einheitswert des Vetriebsvermögens 
bildet den Ausgangspunkt. Wirtſchaftsgüter, die ſteuerlich 
nicht zum Betriebsvermögen gehören, ſind hinzuzurechnen. 
Das ſich ſo ergebende Vermögen der Geſellſchaft wird mit 
dem Nennbetrag des Stammkapitals verglichen. 
Beiſpiel: 

Eine Gmbch hat ein Stammkapital von 50 000 RM. Ihr 
Vermögen berechnet ſich auf 125000 RM. Der Vermögens- 
wert für die Anteile der GmbH iſt 250 v. H. 

Es ſind neben den Vermögensverhältniſſen auch die 
Ertragsausſichten zu berückſichtigen. Das geſchieht 
durch die Ermittlung des Ertragswerts. Die zukünfti⸗ 
gen Ertragsausſichten werden im allgemeinen in Ermange⸗ 
lung eines anderen Maßſtabs aus dem Durchſchnitt 
der letzten drei Jahreserträge ermittelt, jetzt 
alſo aus dem Durchſchnitt der Exhräge, der Jahre 1987, 1988 
und 1939. Als Jahresertrag iſt das wirkliche Be⸗ 
triebsergebnis anzuſetzen. Es iſt der körper ⸗ 
ſchaftſteuerliche Gewinn als Ausgangspunkt zu 
nehmen. Die Einnahmen und die Ausgaben, die 
auf Grund der beſonderen Vorſchriften des Körperſchaft⸗ 
ſteuergeſetzes außer Anſatzgeblieben find, z. B. Ein⸗ 
nahmen aus Schachtelbeteiligungen, Ausgaben für Perſonal⸗ 
ſteuern, find hin zuzuſchlagen oder ab zuſetzen. 
Der durchſchnittliche Jahresertrag der drei Jahre iſt zum 
Stammkapital ins Verhältnis zu ſetzen. Dieſes Verhält⸗ 
nis iſt in einem Hundertſatz auszudrücken. Der Hundertſatz 
iſt mit dem Normalszinsſatz zu vergleichen. Als Normal⸗ 
zinsſatz iſt der Satz von 5,5 v. H. ermittelt worden. Ich kann 
bei dieſer Gelegenheit verraten, daß dieſer Zinsſatz beſon⸗ 
ders abgeleitet worden iſt. Es iſt mehr ein Zufall, daß 
er mit dem Zinsſatz übereinſtimmt, mit dem wir auch 
ſonſt bei der Vermögenſteuerveranlagung 1940 rechnen. 

Wir führen unſer Beiſpiel weiter: 

Unſere Gmb hat ein Stammkapital von 50 000 RM. 
Der Jahresgewinn betrug 1937 6000 RM,. 1938 8 000 RM 
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und 1939 8500 RM, im Durchſchuitt alſo 7500 RM. Diefe 
7500 RM find 15 v. H. des Stammkapitals. Der Ertrags- 
wert ergibt ſich aus dem Anſatz 15. 100: 5,5. Er iſt 272,7 
oder rund 270 v. H. 

Soll aus dem Vermögenswert und aus dem Ertrags⸗ 
wert der gemeine Wert abgeleitet werden, ſo wird das 
Mittel gebildet. In unſerem Beiſpiel iſt der Vermögens⸗ 
wert 250 v. H. und der Ertragswert 270 v. H. Das Mittel 
beträgt 260 v. H. 

So einfach, wie ich Ihnen das Beiſpiel eben vorge⸗ 
tragen habe, iſt die Anteilsbewertung in der Praxis 
nicht. Die Richtlinien weiſen ſchon von ſich aus auf viele 
Umſtände hin, die bei der Anteilsbewertung noch berück⸗ 
ſichtigt werden müſſen. Der Oberfinanzpräſident 
Berlin hat außerdem noch mit Zuſtimmung des Mini⸗ 
ſteriums eine Rundverfügung erlaſſen. Er hat dieſe allen 
anderen Oberfinanzpräſidenten mitgeteilt. 

Der Durchſchnitt der Jahreserträge 1937, 1938 und 
1939 kann die Ertragsausſichten zu hoch aus⸗ 
weiſen. Es werden ſich für manche Geſchäftszweige die Ver⸗ 
hältniſſe durch den Kriegsausbruch ſo geändert haben, 
daß der Durchſchnitt der drei Jahre nicht mehr als Anhalt 
für die Beurteilung der Ertragsousſichten dienen kann. 
Der Oberfinanzpräfident Verlin weiſt auf die Möglichkeit 
hin, auch die Erträge der Jahre 1935 und 1936 mit zu berück⸗ 
ſichtigen, alſo einen Durchſchnittvon fünf Jahren 
u berechnen. Es kann auch ein Abſchlag an dem drei⸗ 
ſäbrigen Durchſchnitt nach einem Vomhundertſatz vor⸗ 
genommen werden. 

Das Berliner Verfahren geht im allgemeinen von den 
Erträgen der Geſellſchaft aus. Der Anteils ⸗ 
inhaber hat von dieſen Erträgniſſen manchmal über ⸗ 
haupt keinen und manchmal nur einen mittel ⸗ 
baren Nutzen. Er iſt auf die Dividende angewieſen, 
die verteilt wird. Der Oberfinanzpräſident Berlin weiſt mit 
Recht darauf hin, daß es bei der Anteilsbewertung auch auf 
den Ertrag der Anteile, d. h. auf die ausgejhüttelen 
Gewinne ankommt. Die ausgeſchütteten Gewinne werden, 
wenn bei der Geſellſchaft normale Verhältniſſe vorliegen, 
einen guten Anhalt für die Beurteilung der Ertragsaus⸗ 
ſichten bieten. Ich bitte Sie, bei der Ermittlung des Ertrags⸗ 
werts, ſoweit das möglich iſt, auch die ausge⸗ 
ſchütteten Gewinne in Betracht zu ziehen. 
Das iſt nicht möglich, wenn die Geſellſchaft bewußt die 
Gewinne aufſpeichert. Das wird bei ſolchen Geſell⸗ 
ſchaften der Fall fein, die nur aus wenigen Geſell⸗ 
ſchaftern beſtehen. Je mehr Geſellſchafter die 
Geſellſchaft hat, um fo mehr wird der ausgeſchüttete 
Gewinn bei der Beurteilung der Ertragsausſichten in den 
Vordergrund zu ſtellen fein. 

Wir müſſen uns bei dieſer Frage vor Augen halten, 
daß es ſich nicht darum handelt, den inneren Wert 
der Geſellſchaft zu erfaſſen. Es kommt vielmehr 
darauf an, den Verkaufswert der Anteile zu er- 
mitteln. Die Anteile können für Perſonen, die nicht un⸗ 
mittelbar mit der Geſellſchaft verwachſen ſind, in der Regel 
nur nach dem ausgeſchütteten Gewinn be- 
urteilt werden. 

Manche Finanzämter haben bei ſolchen Geſellſchaften, 
die erſtnoch im Aufbau find, die Anteilsbewertung 
en bis ein Jahresergebnis vorliegt. Ich halte ein 
olches Verfahren nicht für zweckmäßig. Auch der 
Oberfinanzpräſident Verlin hält es nicht für erforderlich, 
auf den erſten Jahresabſchluß zu warten. Der Anteilswert 
kann bei im Aufbau begriffenen Geſellſchaften im allge- 
meinenauf 100 v. H. feſtgeſtellt werden. Es kann unter- 
ſtellt werden, daß den Gründern der Geſellſchaft der Erwerb 
der Anteile das dafür aufgewendete Kapital 
Wert geweſen iſt. 


18. Anſprüche auf Tantiemen 

Abſchnitt 32 VSt behandelt die Tantieme ; 
anſprüche. Ein Anſpruch liegt ſchon dann vor, wenn 
er vertraglich zugeſichert iſt, auch wenn ſeine 
Höhenoch nicht feſtſteht. Wie ich erfahren habe find 
die Tantiemeanſprüche in den Vermögenserklä 
rungen trotz der Ausführungen der Richtlinien nur ſehr 


ſelten angegeben worden. Ich bitte Sie, für rich⸗ 
tige Erfaſſung der Tantiemeanſprüche zu ſorgen. 

Es ſind gegen die Erfaſſung der Tantiemeanſprüche bei 
der Vermögenſteuer verſchiedene Einwendungen er⸗ 
hoben worden. Soweit die Veteiligten den Abzug eines 
Zwiſchenzinſes verlangen, wird dem Rechnung zu 
tragen fein. Der Tantiemeanſpruch iſt eine unverzins ⸗ 
liche Forderung. Die Forderung wird erſt zu einem 
ſpäteren Zeitpunkt, meift nach der Generalverſamm⸗ 
lung, fällig. Es iſt nach § 14 Abſatz J RBewG ein Abzug 
von Zwiſchenzinſen zuläſſig, Die Finanzämter werden 
fi, aber nicht um dieſen Abzug von Amts wegen 
kümmern. Er wird meiſt zu geringfügig ſein. Stellt 
aber ein Steuerpflichtiger ausdrücklich den Antrag auf Ab⸗ 
zug des Zwiſchenzinſes, ſo muß dem Antrag ftatt- 
gegeben werden. 22 

Mir iſt der Einwand eines Steuerpflichtigen bekannt 
geworden, der geltend gemacht hat, daß der Tantieme · 
anſpruch nochnicht gewiß ſei, da er damit rechnen 
müſſe, von der Geſellſchaft haftpflichtig gemacht zu 
werden. Der Einwand iſt unberechtigt. Die Verpflichtung 
aus einer Haftung iſt aufſchiebend bedingt. Sie 
kann nicht berückſichtigt werden. N 

Ein anderer Einwand erſcheint mir beachtlicher, Es iſt 
der, daß der Tantiemeanſpruch noch verſchiedenen 
Steuern unterliege und daß dieſe Steuern den Wert 
minderten. Es gelten hier an ſich die Grundſätze, daß 
Schulden, die noch nicht entſtanden find, nicht 
abgezogen werden können. Der Abzug von Schulden 
aus an fenden Steuern beurteilt ſich nach den 
Regeln des 8 53a Abſatz 2 R Bew. Die Einkommen. 
ſteuerſchuld entſteht erſt im Jahr 1940. Die Tantieme, gilt 
als Einkommen des Jahres 1940 und nicht als 
Einkommen des Jahres 1939. Es müßte alſo ein Abzug 
an Steuern verſagt werden. Wir müſſen aber unter dem 
Geſichtsvunkt der Bewertung der Forderungen 
ein gewiſſes Entgegenkommen zeigen. Der Zantteme- 
anſpruch iſt eine Kapitalforberung. Kapitalforde⸗ 
rungen find nach § 14 Abſatz 1 RBewG mit dem Nenn⸗ 
wert anzuſetzen, wenn nicht beſondere Umſtände 
einen höheren oder geringeren Wert be 
gründen. Bei der Beurteilung des höheren oder geringeren 
Werts müſſen die Geſichts punkte des gemeinen 
Werts beſtimmend ſein. Es iſt alſo zu fragen: Was 
würde der Berechtigte bekommen;, wenn er 
die Forderung abtreten würde? Er würde den 
Betrag bekommen, den er ſelbſtaus gezahlt bekommen 
kann. Soweit ein Steuerabzug vorgenommen wird, 
kann die Forderung nicht ausgezahlt werden. Ein K ä uf er 
der Forderung wird dieſen Teil der Forderung nicht 
bezahlen. Das führt dazu, die Tantiemeanſprüche nur 
bis zu der Höhe zu bewerten, bis zu der eine 
Auszahlung ſtattfinden kann. Es muß der Teil außer 
Betracht bleiben, der von der Geſellſchaft als Steuer ; 
abzug für eine Steuer einbehalten werden muß. Es 
kommen zwei Arten von Steuerabzügen in 
Betracht. 1 % 2 

Bei den Mitgliedern von Aufſichtsräten wird die 
Abgabe der Aufſichtsrats mitglieder grund- 
ſätzlich durch Steuerabzug erhoben. 

Iſt die Tantieme der Teil eines Arbe itsent ⸗ 
gelis, z. B. bei Fabrikdirektoren, jo unterliegt er dem 
Steuerabzug vom Arbeitslohn. 

Beide Steuerabzüge müſſen berückſichtigt werden. Der 
Tantiemeanſpruch ift nur mit dem Betrag anzuſetzen, der 
um den Steuerabzug entweder für die Abgabe der 
Aufſichtsratmitglieder oder für die Lohnſteuer gekürzt iſt. 

Es find noch weitergehende Anträge über den 
Abzug von Steuerſchulden bei den Tantiemeanſprüchen ge 
ſtellt worden. Wir haben dieſe Anträge abgelehnt. EX 
kann insbeſondere die veranlagte Einkommen: 
ſteuer nicht berückſichtigt werden. Sie ſteht vor Ablauf 
des Jahrs 1940 noch nicht feſt. Wir laſſen inſoweit die 
Grundſätze des § 58a RBew D gelten. i 

Die Tantiemeanſprüche find mit dem tat ſächlich 
gezahlten Betrag zu berückſichtigen, der bis zur Ber- 
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anlagung der Vermögenſteuer bekanntgeworden ſein 
wird. Es iſt dann auch bekannt, welche Beträge als 
Steuerabzug gekürzt worden ſind. 


19. 1000 RM⸗Abzug 

Es find von den im 8 67 Ziffer 2 RBewG genannten 
Guthaben und Zahlungsmitteln 1000 RM 
abzuziehen, ſoweit ſie auf Reichsmark lauten und ſie 
natürlichen Perſonen gehören. Es iſt der Betrag von 
1000 RM als Freibetrag bezeichnet worden. 
Dieſe Bezeichnung trifft inſofern zu, als der Betrag von 
1000 RM genau fo wie die Freibeträge des $ 5 VSt 
ſtets von dem Vermögen zu kürzen find, alſo nicht 
nur eine Veſteuerungsgrenze bedeuten. Ich bitte aber 
trotzetemden Ausdruck „Freibetrag“ nur den 
Freibeträgen des 8 5 VSt vorzubehalten. Wir 
wollen den Abzug des $ 67 Ziffer 2 einfach als „100 RM⸗ 
Abzug“ bezeichnen. Ich bin mir bei dieſem Vorſchlag 
deſſen bewußt, daß der Ausdruck dann nicht genau iſt, 
wenn die Beträge zuſammen die Summe von 1 0.00 R M 
nicht erreichen, alſo z. B. nur 500 RM ausmachen. Es 
find dann nicht 1000 RM, jondern in dem Beiſpiel nur 
500 RM abzuziehen. Ich halte trotzdem die Bezeichnung 
„1000 RM-Abzug“ für die treffendſte. 5 
Eine praktiſche Bedeutung hat die Unterſcheidung 
in der Bezeichnung bei den Juden. Es ſind für Juden 
keine Freibeträge zu gewähren (8 5 Abſatz 3 VStG). 
Es iſt angenommen worden, daß das auch für den 1000 
RM⸗Abzug gelte. Das iſt nicht richtig. Soweit für Juden 
beſondere Regeln gelten, wird das im Geſetz aus ⸗ 
drücklich geſagt. Es gelten ſonſtalle Bewertungs ⸗ 
und Beſteuerungsregeln auch für die Juden. 
Eine Ausnahme iſt auf dem Gebiet der Vermögens 
beſteuerung nur hinſichtlich des Freibetrags 
gemacht worden. Die ſonſtigen Grenzen gelten auch 
für die Juden, z. B. die des § 67 Ziffern 10 und 11 für 
Schmuckgegenſtände, Kunſtgegenſtände und Sammlungen. 
Es gilt auch der 1 000 RM ⸗Ab zug für die Juden. 


20. Ausgleich verſchiedener 49 für umlaufende und 

für ſtehende Betriebsmittel bei Landwirten 

Der Beſtand an umlau fenden Betriebsmitteln 
eines landwirtſchaftlichen Betriebs gehört zum landwirt⸗ 
ſchaftlichen Vermögen. Der überbe ſtand an ſolchen Be⸗ 
triebsmitteln gehört zum Sonſtigen Vermögen. Stichtag 
für den Beſtand und den Überbeſtand der um⸗ 
laufenden Betriebsmittel iſt der 30. Juni, der dem Ver⸗ 
anlagungszeitpunkt vorhergeht. : 

Wegen des Stichtags für den Umfang und die 
Bewertung der umlaufenden Betriebs 
mittel zunächſt eine Klarſtellung. Es wird für den land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb auf den 1. Januar 1940 
keine Einheitsbewertung vorgenommen. Der 
bisherige Einheitswert, der meiſt auf den 
1. Januar 1985 feſtgeſtellt ift, gilt weiter. Der Tag, 
der für Umfang und Bewertung der umlaufenden Betriebs⸗ 
mittel maßgebend iſt, iſt bei Landwirten in der Regel der 
30. Juni 1934. Man könnte alſo auf den Gedanken 
kommen, daß für die Vermögenſteuerveranlagung 1940 der 
30. Juni 1934 als Stichtag für den Umfang und die Be: 
wertung der umlaufenden Betriebsmittel maßgebend ſein 
müſſe. Eine ſolche Auffaſſung entſpricht nicht dem Geſetz. 
Es muß von dem Tag ausgegangen werden, der für Um⸗ 
fang und Bewertung der umlaufenden Betriebsmittel 
maßgebend ſein wür de, wenn zum. Januar 
1940 gleichzeitig eine Einheitsbewertung ſtatt⸗ 
finden würde. Es kommt nur der 30. Ju ni 1939 für die 
Vermögenſteuerveranlagung in Betracht. Die Steuerpflicht 
eines etwaigen Überbeitand3 an umlaufenden Be⸗ 
triebsmitteln, der 8 67 Ziffer 7 RBew gemäß zum Son⸗ 
ſtigen Vermögen gehört, richtet ſich nach den Ver 
hältniſſen vom 30. Juni 1939. 

Werden nach dem 30. Juniumlaufen de Betriebs: 
mittel veräußert, ſo erhöhen die Einnahmen darau 
das Sonſtige Vermögen. Es könnte ſich dadurch eine 


doppelte Beſteuerung ergeben. Dieſe Möglichkeit 
ſoll durch 8 74 Abſatz 1 Ziffer 3 RBewG ausge ⸗ 


1. Juni 1940 


ſchloſſen werden. Nach dieſer Vorſchrift iſt zur Ermitt- 
lung des Werts des Geſamtvermögens bei Landwirten 
der Überſchuß der laufenden Betriebsein⸗ 
nahmen über die laufenden Betriebsaus⸗ 
gaben, die nach dem 30. Juni entſtanden find, vom Roh⸗ 
vermögen abzuziehen. Der Reichsfinanzhof hat aus der 
Entſtehungsgeſchichte und aus dem Zweck des 8 74 Abſatz 1 
Ziffer 3 R BewG die Folgerung gezogen, daß unter 
„laufenden Betriebseinnahmen“ die Ein; 
nahmen aus der Veräußerung der umlau fenden Be⸗ 
triebsmittel und unter „laufenden Betriebsaus⸗ 
gaben“ die mit dieſen Einnahmen wirtſchaftl ich 
zuſammenhängenden Ausgaben zu verſtehen 
find (RFS-Urteile vom 6. Oktober 1938, RStBl 1938 S. 1105 
und vom 3. November 1939, RStBl 1940 S. 501). Dazu 
einige Beiſpiele für Aufwendungen, die bei Errechnung des 
Einnahmeüberſchuſſes zu berückſichtigen ſind. 
Ausgaben für Futtermittel, Löhne, Brennſtoffe, Steuern und 
allgemeine Unkoſten, aber nur ſoweit fie mit Einnahmen 
aus der Veräußerung ſolcher umlaufender Betriebsmittel zu⸗ 
ſammenhängen, die im zweiten Halbjahr erzielt worden finb. 
Es hängen z. B. mit dem Ernteerlös die zum Mähen, Ein⸗ 
bringen und Dreſchen der Frucht erforderlichen Aufwendungen, 
wie Arbeitslöhne für Erntearbeiter, Ausgaben für Kohlen zum 
Beheizen der Dreſchmaſchine und die Verſandkoſten zuſammen. 

Aufwendungen für Gebäudeunterhaltung, Meliora⸗ 
tionen, Inventar, Pacht, Miete und Zinſen ſtehen nicht mit 
Einnahmen aus der Veräußerung umlaufender Be⸗ 
triebsmittel in wirtſchaftlichem Zuſammenhang. Sie ſind 
deshalb bei Errechnung des Einnahmeüberſchuſſes n icht zu 
berückſichtigen. Tas gilt auch für die Aufwendungen für 
Saatgut und Dünger, die mit dem Ernteerlös des 
nächſten Jahrs zuſammenhängen. 

21. 0 der Landwirte nach dem Reichsleiſtungs⸗ 
geſetz 

Es iſt gefragt worden, wie die Einnahmen zu be⸗ 
handeln ſind, die die Landwirte im zweiten Halbjahr 1939 
nach dem Reichsleiſtungsgeſetz gehabt haben. 
Beiſpiel: 

Ein Landwirt hat zwei Pferde an die Heeresverwaltung 
abgeben müſſen und dafür 8000 RM bekommen. 

Die abgegebenen Betriebsmittel haben zum 
land» und forſtwirtſchaftlichen Vermögen 
Na Der dafür vereinnahmte Betrag erhöht den 
ö aſſenbeſtan d. Dieſer gehört zum Sonſtigen Ver 
mögen. Wir haben uns im Ab ſchnitt 37 VSt R mit 
den Einnahmen nach dem Reichsleiſtungsgeſetz befaßt. Wir 
haben im Abſatz 3 den Grundſatz aufgeſtellt, daß bereits ge⸗ 
zahlte und in das Vermögen eines Steuerpflichtigen über⸗ 
gegangene Beträge den allgemeinen Beſteue ; 
rungsvorſchriften unterliegen. Ein beſonderer 
Abzug iſt nicht vorgeſehen. Für die Einkommens ⸗ 
beſteuerung iſt durch einen Erlaß vom 22. Dezember 
1939 eine beſondere Rücklage zugelaſſen worden. 
Dieſer Erlaß gilt nicht für die Vermögensbeſteue 
rung. Es kann zugegeben werden, daß die Erfaſſung der 
vereinnahmten Beträge bei der Vermögenſteuer für die 
Steuerpflichtigen nicht ſehr erwünſcht iſt. 
Wir haben uns trotzdem dazu entſchloſſen, es bei der geſetz⸗ 
lichen Regelung zu laſſen und keine Ausnahmerege 
lung zuzugeſtehen. Würden wir eie ſolche treffen, jo 
würde fie nur wieder eine neue Quelle für weitere 
Unzuträglichkeiten ſein. Die Vermögenſteuer iſt 
bei dem Satz von 5 v. T. nicht ſo hoch, daß wirklich 
empfindliche Härten entſtehen könnten. Es ſteht für 
Fälle ganz beſonderer Art der Erlaß aus allgemet- 
nen Billigkeitsgründen zur Verfügung. 

Haben die an die Wehrmacht abgegebenen Wirtſchafts⸗ 
güter zu den umlaufenden Betriebsmitteln ge⸗ 
hört, ſo ergibt ſich eine Löſung aus dem Abzug des § 74 
Abſatz 1 Ziffer 3. Die Einnahme für das abgelieferte Vieh 
gehört zu den laufenden Betriebseinnahmen, 
wenn das Vieh den umlaufenden Betriebsmit⸗ 
teln angehört. Der Abzug des § 74 gleicht in ſolchen 
Fällen den höheren Betrag des Vermögens aus. Ich halte 
es für denkbar, daß wegen dieſes Abzugs Meinungs ; 
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verſchiedenheiten zwiſchen den Finanzämtern und 
den Steuerpflichtigen entſtehen können, ob ein abgeliefertes 
Wirtſchaftsgut — es wird ſich meiſt um Vieh handeln — 
zu den umlaufenden Betriebsmitteln gehört. 
Man kann darüber lange ſtreiten. Ein Pferd z. B., das durch 
eigene Zucht gewonnen worden iſt und ſpäter verkauft wer⸗ 
den ſoll, gehört zu den umlaufenden Betriebsmitteln. Ein 
Pferd dagegen, das zu Arbeiten innerhalb des Betriebs ver⸗ 
wendet wird, gehört zu den ſtehenden Betriebsmitteln. Die 
Unterſcheidung iſt in der Theorie klar. Es werden ſich 
aber in der Praxis Fälle ergeben, in denen man ſehr 
zweifelhaft ſein kann. Wir werden uns in Zwei⸗ 
felsfällen dafür entſcheiden, die Zugehörigkeit eines 
Wirtſchaftsguts zu den umlaufenden Betriebs ⸗ 
mitteln een und für die entſtandenen Ein⸗ 
nahmen den Abzug nach 8 74 Abſatz 1 Ziffer 3 zuzu⸗ 
geſtehen. 


22. Steuerpflicht bei der Vermögenſteuer 

Ich verlaſſe das Reichsbewertungsgeſetz und gehe zum 
Vermögenſteuergeſetz über. 1 

Die Steuerpflicht iſt im Vermögenſteuergeſetz 
genau ſo geregelt wie im Einkommenſteuergeſetz 
und im Körperſchaftſteuergeſetz. Für die na⸗ 
türlichen Perſonen beſteht überhaupt kein 
Unterſchied gegenüber der Einkommenſteuer. Dagegen 
findet ſich bei den Körper] 955 ften ein bemerkenswerter 
Unterſchied, und zwar bei den Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts. Das Körperſchaftſteuergeſetz 
erfaßt die Betriebe gewerblicher Art der Kör⸗ 
perſchaften des öffentlichen Rechts. Nach dem Vermögen⸗ 
ſteuergeſetz ſind nur die Kreditanſtalten des 
öffentlichen Rechts ſteuerpflichtig. Dieſer Unterſchied ift mit 
voller Abſicht eingeführt worden. Das Vermögen der 
Betriebe gewerblicher Art von Körperſchaften öffentlichen 
Rechts iſt zum Teil erheblich. Es ſollte nicht noch 
mit der Vermögenſteuer belaſtet werden. 

Das Vermögenſteuergeſetz kennt keine Steuer ⸗ 
befreiung für natürliche Perſonen. Es kommt 
inſoweit nur der 89 des Steueranpaſſungs⸗ 
geſetzes in Betracht. Es ſind danach Perſonen befreit, 
denen die Befreiung entweder nach allgemein völ⸗ 
kerrechtlichen Grundſätzen oder nach beſon⸗ 
derer Vereinbarung mit anderen Staaten 
zuſteht. Die Befreiungsvorſchriften des Ver ⸗ 
mögenſteuergeſetzes befaſſen ſich nur mit den Kör⸗ 
perſchaften. Sie gelten ferner nicht für die be ⸗ 
ſchränkt Steuerpflichtigen (§ 3 Abſatz 2 VStG). 
Die Befreiungsvorſchriften des $ 3 VStG kommen alſo nur 
für unbeſchränkt ſteuerpflichtige Körper ⸗ 
ſchaften in Betracht. Die Befreiungsvorſchriften des Ver⸗ 
mögenſteuergeſetzes ſtimmenſachlichvöllig mit denen 
des Körperſchaftſteuergeſetzes überein. Die 
Aufz 8 ung im 8 8 VSt iſt allerdings eine andere als 
im § 4 KStG. Das liegt daran, daß nach 8 1 VSt von 
öffentlichen Körperſchaften nur ſolche für die 
Vermögenſteuer in Betracht kommen, die Kreditanſtal⸗ 
ten ſind. Andere Körperſchaften öffentlichen 
Rechts find überhaupt nicht ſteuerpflichtig. Die 
Deutſche Reichsbahn, die Reichspoſt uſw. brauchten deshalb 
in dem Vermögenſteuergeſetz nicht erſt als befreit beſonders 
genannt zu werden. 


23. Zweimaliger Freibetrag für die gleiche Perſon 
Die Vorſchriften über die Freibeträge ſind gegen 
früher umgeſtaltet worden. Ein Freibetrag konnte nach 
en früheren Vorſchriften für jede Perſon nur ein ⸗ 
mal gewährt werden. Es iſt nach den jetzigen Vorſchriften 
über die Freibeträge möglich, daß für diegleiche Perſon 
der Freibetrag zweimal gewährt wird. Das iſt denkbar: 
1. bei minderjährigen Kindern, wenn das Kind 
dem Haushalt des einen Steuerpflichtigen angehört 
und ein anderer Steuerpflichtiger überwiegend die 
Koſten trägt, 
2. bei volljährigen Perſonen bis zum 25, Lebens- 
jahr, wenn der Volljährige ſel b ſt veranlagt wird und 


ein anderer Steuerpflichtiger überwiegend die Koſten 
der Berufsausbildung trägt. 
Der Freibetrag kann immer nur zweimal für die gleiche 
Perſon vorkommen, nicht etwa noch mehrmals. Jede Perſon 
kann nur einem Haushalt angehören. Es kann 
außerdem nur eine Perſon die Koſten überwiegend 
tragen. Die zweimalige Anrechnung des Freibetrags für die 
gleiche Perſon haben wir bewußt in Kauf genom⸗ 
men. Wir gehen davon aus, daß ſolche Fälle nicht al!⸗ 
zu oft vorkommen. Das gilt um jo mehr, als die Über⸗ 
nahme der Koſten durch einen anderen Steuerpflichtigen 
dann keine ſteuerliche Wirkung hat, wenn dazukein wirt ⸗ 
ſchaftliches Bedürfnis beſteht (Abſchnitt 62 Ab⸗ 
ſatz I VStR). 
24. Abweichungen in der Regelung der Freibeträge gegen⸗ 
über der Einkommenſteuer 

Die Vorſchriften des Geſetzes, der Durchführungsver⸗ 
ordnung und der Richtlinien über die Freibeträge ſtim ⸗ 
men meiſt wörtlich mit denen überein, die für die Ein» 
kommenſteuer wegen der Kinderermäßigung gelten. 
Soweit Abweichungen beſtehen, ſind ſie im Weſen 
beider Steuern begründet. Sie beziehen ſich auf die 
folgenden Punkte: 

1. Freibetrag für den verſtorbenen Ehe ⸗ 
atten, 

2 da Freibetrag, 

3. Stichtag, 

4. Behandlung der Juden. 

Ein Freibetrag für den verſtorbenen Ehegat⸗ 
ten mußte auf die Vermögenſteuer beſchränkt bleiben. 

Die Beſtimmungen über den ſozialen Freibe⸗ 

trag (8 5 Abſatz 2) find den Vorſchriften des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes über die Behandlung von Perſonen, die ein 
beſtimmtes Lebensjahr vollendet haben, und 
außerdem den Vorſchriften des $ 33 über au Berge- 
wöhnliche Belaſtungen an die Seite zu ſtellen. Ich 
bitte, bei Kriegsbeſchädigten von dem ſozialen Frei⸗ 
betrag weitherzig Gebrauch zu machen und die Frage 
der Erwerbs unfähigkeit bei Kriegsbeſchädigten 
großzügig zu beurteilen. 
2 Die Vermögensbeſteuerung iſt beherrſcht von dem 
Stichtagsprinzip. Es werden nicht die Vermögen 
aus einem beſtimmten Zeitraum erfaßt. Die Ver⸗ 
hältniſſe eines beſtimmten Zeit punkts find in jeder Be⸗ 
ziehung maßgebend. Das macht ſich auch b ei den Frei⸗ 
betragen bemerkbar. Die vier Monate, die bei der 
Einkommenſteuer eine Rolle ſpielen, ſcheiden bei der 
Vermögensbeſteuerung aus. Beiſpiele dazu ſind im Ab⸗ 
ſchnitt 62 Abſatz 7 BSR angegeben. Es iſt erforderlich, daß 
der Steuerpflichtige die Koſten nicht nur vorüber ⸗ 
gehend trägt, ſondern daß man von einer laufenden 
Koſtenübernahme ſprechen kann. Die Entſcheidung iſt 
nicht an einen beſtimmten Zeitraum gebunden. 
Es muß nach den Umſtänden des einzelnen Falls be⸗ 
urteilt werden, ob die Vorausſetzungen der laufenden Koſten⸗ 
übernahme zu mehr als der Hälfte am Slichtag vor⸗ 
gelegen haben. Das Verhalten des Steuerpflichtigen 
vor und nach dem Stichtag iſt zu würdigen. 

Vei der Vermögenſteuer wird ein Freibetrag für die 
einzelne Perſon gewährt. Bei der Einkommenſteuer 
wird die Haushaltsgemeinſchaft als ſolche ein⸗ 
geſtuft. Demgemäß kommt es bei Miſchehen für die 
Vermögenſteuer auf die Raſſenzugehörigkeit jedes ein ⸗ 
zelnen Familienmitglieds an. Bei der Einkommenſteuer 
wird die Haushaltsgemeinſchaft nach den Raſſenmerkmalen 
eines beſtimmten Mitglieds der Haushaltsge⸗ 
meinſchaft (bei kinderloſen Ehepaaren nach der Raſſenzuge⸗ 
hörigkeit des Ehemanns, bei Ehegatten mit lebenden 
oder verſtorbenen Kindern nach den Raſſenmerkmalen der 
Kinder) eingeſtuft. - 

Es iſt bewußt davon abgeſehen worden, die 
Miſchehen bei der Vermögenſteuer ebenſo zu behandeln 
wie bei der Einkommenſteuer. Die Berückſichti⸗ 
gung des Familienſtands iſt bei beiden Steuerarten ber- 
ſchieden geregelt. Eine Angleichung auf dem Gebiet der 
Miſchehen hätte ſich bei der Vermögenſteuer nur in der 
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Weiſe erreichen laſſen, daß im § 5 Abſatz 3 VSt für die 
einzelnen in Betracht kommenden Fälle Ausnahmebe⸗ 
ſtimmungen zu den Regelvorſchriften des F 5 Abſatz 1 
VSt vorgejehen worden wären. Das hätte die Handhabung 
des § 5 VStGſerſchwert. Die jetzige Vorſchrift des § 5 
Abſatz 3 iſt auf das Syſtem der Vermögenſteuerfreibeträge 
zugeſchnitten und beshalb leicht verſt ändlich und 
einfach anzuwenden. a 

Der ziale Freibetrag des $ 5 Abſatz 2 wird als zu⸗ 
ſätzlicher Freibetrag dem Steuerpflichtigen 
gewährt. Ob er bei Miſchehen gewährt werden kann, 
hängt davon ab, ob der Haushaltsvorſtand Jude iſt 
oder nicht. 


25. Staffelung der Vermögenſteuer durch die Freibeträge 
Die Vermögenſteuer wird nach dem einhe itlichen 
Steuerfaß von 5 v. T. erhoben. Es iſt von einer 
Staffelung abgeſehen worden. Eine gewi ſſe Sta Lie. 
lung wird durch die Vorſchriften über die Frei beträge 
erreicht. Hat z. B. jemand 60000 RM Vermögen und 
80 000 RM Freibeträge, jo beträgt die Steuer 150 RM. Be⸗ 
zogen auf das Vermögen von 60 000 RM find das nur 
2,5 v. T., alſo nur die Hälfte des Steuerſatzes. Je höher 
die Freibeträge ſind, um ſo niedriger iſt der ſich 
vom Vermögen berechnende Tauſend ſatz. Es iſt weiter 
von Einfluß, ob nach Abzug der Freibeträge nur ein 
kleiner Spitzenbetrag verbleibt oder ſich ein 
größeres Vermögen ergibt. . 


26. Unterſchiede in der Regelung der Freibeträge und der 
Haushaltsbeſteuerung 1 
Es galt im früheren Vermögenſteuerrecht der Grundſatz, 


tracht, und zwar nur ſolche, die zum Haus halt gehören. 
So ergeben ſich für die Zuſammenveranlagung gegenüber 

Freibeträge die Unter⸗ 
ſchiede, daß 


1. volljährige Kinder überhaupt nicht zuſammen 
veranlagt werden, 


2. auch diejenigen minderjährigen Kinder nicht zuſammen 
veranlagt werden, die nicht zum Hausha It ge 
hören, für die aber der Steuerpflichtige einen Freibetrag 
wegen Übernahme der Koſten des Unterhalts und der 
Erziehung bekommt. 

Es ergeben ſich drei Gruppen von Kindern: 

a) minderjährige Kinder, die im Haushalt leben, 
b) minderjährige Kinder, für die der Steuerpflich⸗ 
tige die Koſten trägt, 2275 
c) volljährige Kinder, für die der Steuerpflichtige 

die Koſten trägt. 

Dieſe drei Gruppen ſind in der Vermögenserklärung im 

Vordruck deutlich auseinandergehalten. Es ſind die⸗ 

ſelben Gruppen, die auch für die Einkommen- 

ſteuer von Bedeutung find. Für die Zuſammenver⸗ 
anlagung kommt nur die erſte Gruppe in 

Betracht. 


27. Wirkung der Zuſammenveranlagung 

Die Zuſammenveranlagung hat bei der Ein⸗ 
kommenſteuer die Wirkung, daß ſich eine höhere 
Steuer ergibt. Das iſt eine Folge des ſtark an- 
ſteigenden Tarifs. Eine ſolche Folge kann bei der 


1. Juni 1940 


Vermögenſteuer nicht eintreten. Der Steuer ⸗ 
ſatz beträgt einheitlich 5 v. T. Ob ich dabei das Ver⸗ 
mögen mehrerer Perſonen zuſammenfaſſe oder nicht, iſt un⸗ 
erheblich. Man könnte daran denken, daß durch die Zu⸗ 
ſammenveranlagung gewiſſe Spitzenbeträge er faßt 
werden könnten. Auch das iſt nicht der Fall. Es wird 
durch die Freibeträge verhindert. Es werden 
im Gegenteil Spitzenbeträge, die ohne Zuſammenveran⸗ 
lagung ſteuerpflichtig werden würden, oft durch die Zu⸗ 
ſammenveranlagung und die dadurch zuwachſenden Frei⸗ 
beträge ſteuerfrei. 


Beiſpiel: 

Ein Kaufmann iſt verheiratet und hat ein Kind. Sein 
Vermögen und das ſeiner Ehefrau beträgt 27 000 RM. Das 
Kind hat ein Vermögen von 8 000 RM. Würden die Eltern 
allein zu veranlagen fein, würden fie 7 000 AM veriteuern 
müſſen. Durch bie Zuſammenveranlagung mit dem Kind 
werden auch dieſe 7000 RM ſteuerfrei. 


Die Zuſammenveranlagung hat bei der Vermögenſteuer 
eher eine ſteuermindernde als eine ſteuererhöhende 
Wirkung. Eine einzige Ausnahme beſteht hinſichtlich der 
Grenzen, die im $ 67 RBew® erwähnt find. Die Grenzen 
von 1000 RM für Guthaben und Zahlungsmittel, von 
5000 RM für Verſicherungen, von 1000 RM für Wirt- 
ſchaftsgüter, die für einen Betrieb beſtimmt ſind, von 
10 000 RM für Schmuckgegenſtände und Luxusgegenſtände 
und von 50000 RM für Kunſtgegenſtände und Samm⸗ 
lungen werden bei der Zuſammenveranlagung nur e in⸗ 
mal gerechnet. Sie würden bei getrennter Veran- 
lagung jeder einzelnen Per ſon für ſich zugute 
kommen. Die Frage hat eine praktiſche Bedeutung wohl nur 
bei dem 1000 RM Abzug von Guthaben und Zah⸗ 
lungsmitteln. Die Fälle der Anwendung der anderen 
Grenzen werden ſehr ſelten ſein. Man wird alſo auch 
angeſichts der nur einmaligen Anrechnung der Grenzen des 
867 nicht von einer ſteuererhöhenden Wirkung 
der Zuſammenveranlagung ſprechen können. 


28. Kleingrenzen 


Das Vermögenſteuergeſetz kennt eine Beſteue 
rungsgrenze nur bei ſolchen Körperſchaften, die nicht 
der Mindeſtbeſteuerung unterliegen (8 6 Abſatz 2). Eine 
Kleinbetragsgrenze iſt für die Körperſchaften, die der 
Mindeſtbeſteuerung unterliegen, infolge der Mindeſtbeſteue⸗ 
rung entbehrlich. Das gleiche gilt für die natürlichen Per. 
ſonen, die einen Freibetrag erhalten. Es gibt zwei 

älle, in denen ſich das Finanzamt auch mit 
leinſten Beträgen abgeben muß. Es ſind das: 

1. die beſchränkt Steuer pflichtigen, 

2. die Juden, die keine Freibeträge erhalten. 


Es gilt in dieſen beiden Fällen nur die Ab; 
rundungsgrenze des § 4 Abſatz 2. Eine Steuer er- 
gebt ich erſt, wenn das Vermögen mehr als 500 R M 
beträgt. Die Richtlinien ſchaffen eine Erleichterung 
für die Finanzämter bei den beſchränkt Steuer 
üflichtigen. Es ſollen für die beſchränkt Steuerpflich⸗ 
ligen Steuerbeträge unter 10 R M nicht feſt⸗ 
geſetzt werden. Das bedeutet eine Erhöhung der Ab⸗ 
rundungs grenze von 500 au f 1500 R M. Dieſe Rege⸗ 
lung gilt nur für die beſchränkt Steuerpflich⸗ 
tigen. Es iſt uns bekanntgeworden, daß es Fälle gibt, in 
denen Ausländer kleine Grundſtückspar⸗ 
zellen und dergleichen beſitzen. Die Arbeit der Feſtſetzung 
und Beitreibung der Steuer macht in ſolchen Fällen vie! 
Mühe. Dieſe Arbeit ſoll den Finanzämtern erſpart 
werden. 

Eine Jahresſteuer von 5 RM iſt durch die be⸗ 
zeichnete Anordnung zwar für die beſchränkt 
Steuerpflichtigen ausgeſchloſſen worden. Sie 
kann bei anderen Steuerpflichtigen vorkommen, nämlich: 


1. bei allen natürlichen Perſonen beim Überſchreiten 
der Freibeträge, 
2. bei Juden, die keine Freibeträge erhalten. 
Werden die Freibeträge überſchritten, ſo handelt es ſich 


immerhin ſchon um größere Vermögen, mit denen 
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ſich das Finanzamt ohnehin befaſſen muß. Die B ei⸗ 
treibung der Steuerbeträge wird keine Schwierigkeiten 
bereiten. 

Wir haben im Abſchnitt 60 Abſatz 3 VER auf die Be⸗ 
handlung der Juden hingewieſen. Es ergibt ſich für Juden 
eine Steuer ſchon, wenn ihr Vermögen den Betrag von 
500 RMüberſteigt. Die Juden brauchen eine Erklä⸗ 
rung nicht abzugeben, wenn ihr Vermögen nicht höher 
als 5 000 RM iſt. Dieſe höhere Erklärungs⸗ 
grenze iſt feſtgelegt worden, um den Finanzämtern die 
Arbeit zu erleichtern. Die Finanzämter werden bei 
der Erfaſſung der kleinſten Judenvermögen den Geſichts 
punkt der Arbeitserleichterung in den Vorder⸗ 
grund ſtellen können. Wir werden den kleinſten Judenver⸗ 
mögen nicht noch beſonders nachlaufen. Dieſe Arbeit 
würde in keinem Verhältnis zu dem Erfolg ſtehen. Nicht 
um die Juden zu ſchonen, ſondern um unſere Arbeitskraft 
lieber nützlicheren Dingen zuzuwenden, werden wir 
uns bei der Vermögensbeſteuerung um die kleinſten Juden⸗ 
vermögen nur dann kümmern, wenn ſie uns ſchon be⸗ 
kannt ſind. Die Richtlinien deuten das, was ich eben 
geſagt habe, dadurch an, daß ſie die Heranziehung derjenigen 
Fälle vorſchreiben, in denen dem Finanzamt bekannt iſt, 
daß das Vermögen den Betrag von 500 RM überſteigt. 
29. Aufbringungsumlage 

Die Aufbringungsumlage hat fr über zeitweiſe viel 
Arbeit verurſacht. Wir fallen ſie nur noch als eine 
zuſätzliche Vermögenſteuer auf. Wir haben das 
äußerlich dadurch zum Ausdruck gebracht, daß wir die Be⸗ 
ſtimmungen über die Aufbringungsumlage mit in die 
Handausgabe des Vermögenſteuergeſetzes aufge⸗ 
nommen haben. Wir haben außerdem die Veranlagung der 
Aufbringungsumlage als einen Teil der Vermögen⸗ 
ſteuerveranlagung bezeichnet. Die früheren beſon⸗ 
deren Zweckbeſtimmungen der Aufbringungsumlage, die ihr 
den Namen verſchafft haben, ſpielen für die Aufbringungs⸗ 
umlage keine Rolle mehr. Sie iſt vielmehr eine reine 
Reichsſtener, deren Aufkommen genau ſo in die Reichs⸗ 
faſſe fließt wie das aller anderen Reichsſtenern. 


30. Zweifelsfragen 
Ich gehe noch auf einige Zweifelsfragen ein, die 
ich bisher nicht habe behandeln können. 


a) Vermögenſteuerpflicht der 
Friedhöfe 

Ein Oberfinanzpräſident hat die Frage aufgeworfen, 
ob die jüdiſchen Friedhöfe, die einer Syna⸗ 
gogengemeinde gehören, zu dem Vermögen der 
Synagogengemeinde gehören. 

Die Friedhöfe waren bisher allgemein von der Ver⸗ 
mögenſteuer befreit. Sie ſtanden ſtets im Eigentum 
von politiſchen Gemeinden oder Kirchengemeinden, alſo von 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts. Die 
jüdiſchen Synagogengemeinden ſind jetzt nicht 
mehr Körperſchaften des öffentlichen Rechts. Der ge- 
ſamte Grundbeſitz der Synagogengemeinden iſt 
grundſätzlich vermögenſteuerpflichtig. 

Es wird die Meinung vertreten, daß der Friedhof dem 
allgemeinen Geſchäftsverkehr entzogen ſei 
und nach der Verkehrsauffaſſung ausnahmsweiſe kein 
Wirtſchaftsgut darſtelle. Tiefe Anſicht wird unter 
Berufung auf die Befreiungsvorſchrift des § 4 Ziffer ge 
des Grundſteuergeſetzes vertreten. Die Beſtattungspläne 
ſind von der Grundſteuer frei. Es wird geltend 
gemacht, daß die Geſichtspunkte, die den Geſetzgeber veran⸗ 
laßten, die Friedhöfe von der Grundſteuer auszunehmen, 
auch für die Vermögenſteuer Geltung finden müßten. 

Dieſe Anſichten haben manches für ſich. Die Befreiungs⸗ 
vorſchriften des Grundſteuergeſetzes ſind bewußt eng gefaßt 
worden und gelten im allgemeinen als die engſten, die 
man ſich überhaupt denken kann. Ich glaube aber trotzdem, 
daß wir uns für die Vermögenſteuerpflicht der 
jüdiſchen Begräbnisvlätze entſcheiden müſſen. Es liegt zu 

er Frage ein Urteil des Reichsfinanzhofs über die Bewer⸗ 
tung eines Erbbegräbniſſes vom 15. Novembor 1934 
(RSHEI 1935 S. 176) vor. Der Reichsfinanzhof hat damals 


jüdiſchen 


die Anſicht vertreten, daß ein Mau ſoleum, das als 
Erbbegräbnis errichtet worden war, ke in Wirt- 
ihaftsgut daritelle und deshalb nicht bewertet wer⸗ 
den könne. Es iſt aber gerade in dem vom Reichsfinanz⸗ 
hof entſchiedenen Fall der Grund und Boden als 
ſteuerpflichtig behandelt worden. Ich meine, daß wir 
uns dieſer Behandlung anſchließen müſſen. Der Grund 
und Boden iſt ſtets ein Wirtſchaftsgut. Daß auch 
ein Friedhof dem Verkehr erſchloſſen werden kann, zeigt die 
Umgeſtaltung von Ber lin, wobei auch Friedhöfe 
für andere Zwecke mit herangezogen werden. Die jüdiſchen 
Synagogengemeinden haben in dem Friedhof einen Ver⸗ 
mögenswert, von dem ſie zu gegebener Zeit 
(gebrauch machen können. ! 

Eine andere Frage iſt, wie der Friedhof zu bewer- 
ten iſt. Der Friedhof kann erſt nach allerhand Herrich⸗ 
tungsarbeiten für einen anderen Gebrauch verwendet 
werden. Das werden wir bei der Bewertung beachten 
müſſen. 

b) Neuveranlagung nur bei Anderung der 
Vermögenſteuer 

Die nächſte Frage betrifft die Neuveranla⸗ 
gung. Ich trage den Tatbeſtand vor. 

Das Vermögen eines Steuerpflichtigen, der verheiratet 
iſt und ein minderjähriges Kind hat, betrug: 


am 1. Januar 1985 . 19 000 RM, 
am 1. Januar 1936. 29 000 RM, 
am 1. Januar 1937 . 34 000 RM. 


Frage: Iſt nach dem Stand vom 1. Januar 1936 eine 
Neu- (Frei⸗) Veranlagung vorzunehmen oder nach dem 


Stand vom 1. Januar 1937 eine Neuveranlagung mit 
20 R Vermögenſteuer. N 
Wir betrachten zunächſt die Zahlen. Zwiſchen dem 


1. Januar 1935 und dem 1. Jauuar 1936 iſt das Vermögen 
von 19000 RM auf 29 000 RM geitiegen, alſo die Neuver⸗ 
anlagungsgrenze von einem Fünftel überſchritten. 
Zwiſchen dem 1. Januar 1936 und dem 1. Januar 1937 iſt 
das Vermögen von 29 000 RM auf 34000 RM geitiegen. 
Die Neuveranlagungsgrenze iſt nicht errei ch t. Ter 
verheiratete Steuerpflichtige mit einem minderjährigen 
Kind hat 30000 RM Freibeträge, ſo daß er am 1. Januar 
1936 mit einem Vermögen von 29 900 Rehe noch nicht ſteuer⸗ 
pflichtig iſt. Würde er trotzdem auf dieſen Tag im Weg einer 
Freiveranlagung neu zu veranlagen ſein, ſo würde dadurch 
eine Neuveranlagung zum 1. Januar 1937 ausgeſchloſſen 
werden. Die Frage hat alſo eine praktiſche Bedeutung. 

Wir werden den Standpunkt einnehmen müſſen, da 
eine Neuveranlagung immer nur dann vorzunehmen iſt, 
wenn ſich wirklich eine Ver änderung der Steuer 
ergibt. Wir werden alſo in unſerem Fall zum 1. Januar 
1936 keine Freiveranlagung vornehmen. Wir werden bis 
zum 1. Januar 1937 warten. Es ſind dann die 34 000 a 
Vermögen dem Vermögen vom 1. Januar 1935 gegenüber: 
zuſtellen. Die Neuveranlagungsgrenze iſt überſchritten. Es 
iſt im Weg der Neuveranlagung nach einem Vermögen von 
34000 RM eine Steuer von 20 RM feſtzuſetzen. 

e) Fortſchreibung bei Offenen Handels- 
geſellſchaften uſw. 

Zweifel ſind entſtanden, wie im Fall einer Wert⸗ 
fortſchreibung die Beteiligung einer Offenen 
Handelsgeſellſchaft an einer Kom mandit⸗ 
geſellſchaft zu behandeln iſt. Ein Finanzamt trägt 


olaenden Tatbeſtand vor: 
We Eine Offene Handelsgeſellſchaft iſt Kommanditiſtin einer 


Kommanditgeſellſchaft. Sie weiſt in ihrer Vermögensauf⸗ 
ſtellung auf den 1. Januar 1988 den Kommanditanteil mit 
400 000 RM aus. Das Vermögen der Offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft hat ſich zum 1. Januar 1938 um mehr als den fünften 
Teil erhöht. Es iſt für die Offene Handelsgeſellſchaft eine 
Wertfortſchreibung vorzunehmen. Eine Wertfortſchreibung für 
die Kommanditgeſellſchaft kommt nach Lage des Falles nich IN 
Betracht. Die Wertgrenzen ſind für die Kommanditgeſellſchaft 
nicht überſchritten. Die Einheitsbewerrung 1088 hat den An⸗ 
1 ar Offenen Handelsgeſellſchaft auf 250 000 W. 
geſtellt. 2 

Iſt der Anteil bei der Wertfortſchreibung zum 1. Januar 
1938 mit 250 000 RM oder mit 100 000 RM. anzuſetzen? 


feſt⸗ 


S. 264 / 


Das Finanzamt ſchlägt vor, den Betrag von 400 000 RM 
unter dem Geſichtspunkt des Teilwerts (8 66 Abſatz 1 
RBewcß) anzuſetzen. Dieſe Anſicht iſt nicht richtig. 

Die Beſtimmungen über die einheitliche Feſt⸗ 
ſtellung von Beteiligungen an Perſonengeſellſchaften 
(88 215 und 218 AO) find auch für die Finanzämter bindend. 
Solange der Wert einer Beteiligung nicht geändert 
worden iſt, bleibt der feſtgeſtellte Wert maßgebend. 
Das gilt auch für Fortſchreibungen. Der Komman— 
ditanteil muß mit dem feſtgeſtellten Betrag an⸗ 
geſetzt werden, in unſerem Beiſpiel mit 250 000 RM. Es 
zeigt ſich, daß die Aufzählung der Ausnahmen 
von dem Teilwert im 8 66 Abſätze 2 und 3 RBeweß 
nicht vollſtändig iſt. Es hätten auch die Beteilt: 
gungen an den Perſonengeſellſchaften er⸗ 
wähnt werden müſſen. Dieſe find mit dem imeinheit⸗ 
lichen Feſtſtellungsverfahren feſtgeſtellten Wert 
anzuſetzen. Der Teilwert kommt für fie trotz $ 66 Ab⸗ 
ſatz 1 nicht in Betracht. 1 

Ein anderes Finanzamt fragt, wie zu verfahren iſt, 
wenn ſich das Beteiligungs verhältnis der Geſell⸗ 
ſchafter einer Perſonengeſellſchaft verſchiebt. 
Beiſpiel: 

Eine Offene Handelsgeſellſchaft hat am 1. Januar 1955 
ein Vermögen von 600 000 RM gehabt. Es ſind daran die 
Geſellſchafter A mit 50 v. H. und B und C mit je 25 v. H. be⸗ 
teiligt. Es entficlen auf A 300 000 RM und auf B und C 
je 150 000 RM. A hat im Jahr 1938 je 20 v. H. an B und C. 
verkauft. Er iſt am 1. Januar 1939 nur noch mit 10 b. H. 
beteiligt. Die Beteiligung von B und C beträgt jetzt je 45 v. H. 
Das Vermögen der Offenen Handelsgeſellſchaft betrug am 
1. Januar 1939 660 000 RM. Es entfielen auf A 66 000 RM 
und auf B und C je 297 000 RM. 

Eine Wertfortſchreibung für das ganze Betriebsvermögen 
der Offenen Handelsgeſellſchaft kann in dem Veiſpiel nicht 
vorgenommen werden, da die Wertgrenzen nicht erreicht ſind. 

Wie iſt die Anderung in der Beteiligung zu behandeln? 
Es muß eine Zurechnungsfortſchreibung 
(8 225 a Abſatz 1 Ziffer 2 AO) vorgenommen werden. Es 
ändert ſich die Verteilung des feſtgeſtellten Einheits⸗ 
werts auf die verſchiedenen Beteiligten. Der bisher 
feſtgeſtellte Einheitswert des ganzen Betriebs⸗ 
vermögens bleibt ma Baebend, wenn nicht gleichzeitig 
die Vorausſetzungen für eine Wertfortſchreibung vorliegen. 
Es iſt durch eine Zurechnungsfortſchreibung feſtzuſtellen, 


Penfions- und Ulnterſtützungskaſſen 

Die Beſtimungen der DV zum KSt 1934 und zum VSt 
1935 über die Vorausſetzungen für die Steuerfreiheit von 
Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen find ſehr ſtren g. Sie find 
auf Vorſtellungen der beteiligten Wirtſchaftskreiſe durch den Mor- 
Erlaß vom 15. Dezember 1938 — 8 2513 — 40 1II/8 3506 — 8 III 
(NED S. 1181) gemildert worden. Diejenigen Kaſſen, die 
bisher noch auf Grund der wiederholt verlängerten Befreiungs⸗ 
vorſchriften des KStG 1925 und des BSG 1931 ſteuerfrei geweſen 
ſind, müſſen nunmehr ſpäteſtens zum 31. Dezember 1940 auf die 
neuen Beſtimmungen umgeſtellt werden, wenn ihre Steuer: 
freiheit erhalten bleiben ſoll. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat unter dem 11. Mai 1910 
einen weiteren Runderlaß über Penſions⸗ und Uuter⸗ 
ſtützungskaſſen herausgegeben (8 2513 — 210 11/8 3506 — 24 III). 

Dieſer Rdß⸗Erlaß behandelt zunächſt einige Fragen, die die 
Verausſetzungen für die Steuerfreiheit der Kaſſen ſelbſt und die 
Abzugsfähigkeit von Zuwendungen an die Kaſſen betreffen. 

Er trifft außerdem eine Übergangsregelung für ſolche Kaſſen. 
die nicht auf die neuen Befreiungsbeſtimmungen umgeſtellt 
werden. An dieſer übergangsregelung haben die beteiligten 
Wirtſchaftskreiſe ein beſonderes Intereſſe, weil es Kaſſen gibt, die 
nicht umgeſtellt werden können. 

Der Rdß⸗Erlaß unterſcheidet dabei zwiſchen ſelhſtän⸗ 
digen und unſelbſtändigen Kaſſen. Zu den ſelbſtändigen 
Kaſſen gehören alle rechtsfähigen und diejenigen nichtrechts⸗ 
fäbigen Kaſſen. die nach den Tatbeſtandsmerkmalen als ſelb⸗ 
ſtändige Steuerperſonen anzuſehen find. Die ſelbſtändigen Kaſſen 
unterliegen, wenn ſie nicht umgeſtellt werden, erſtmalig der 
Körperſchaftſteuer für das Rechnungsjahr 1940 und der Ver— 
mögenſtener für das Rechnungsjahr 1941, 
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daß von dem feſtgeſtellten Einheitswert von 600 000 RM 
zum 1. Januar 1939 auf A 60 000 RM und auf B und C 
je 270000 RM entfallen. Es iſt mit anderen Worten das 
alte Vermögen nach dem neuen Beteiligungs 
verhältnis aufzuteilen. 
Schwierigkeiten können ſich ergeben, wenn die 
Beteiligung nicht in einem Hundertſatz oder einem 
Bruchteil beſteht, ſondern z. B. die Höhe der Kapital 
konten maßgebend iſt. Die Kapitalkonten können ſich 
durch Entnahmen, Gewinngutſchriften und dergl. oft 
ändern. Es können ſich ſchwierige Verhältnis 
rechnungen erforderlich machen. Es muß trotzdem an 
dem ausgeſprochenen Grund ſatz feſtgehalten werden. 
Die Zurechnungsfortſchreibungen ſind 
nicht von beſtimmten Wertgrenzen abhängig. Sie 
müſſen ſtets vorgenommen werden. Die Finanzämter 
werden ganz von ſelbſt dazu kommen, daß ſie nicht ſchon 
auf allerkle inſte Verſchiebungen eingehen. 


d) Fortſchreibung bei Genoſſenſchaften 

Genoſſenſchaften können u. U. auf den 1. Januar 1989 
eine neue Eröffnungsbilanz aufſtellen (8 6 
der Verordnung vom 8. Dezember 1939). Sie können 
die niedrigen Handelsbilanzwerte für die Steuerbilanz bis 
auf den Teilwert heraufſetzen. Es ergibt ſich 
dadurch in der Steuerbilanz ein höheres Vermögen 
als in der Handelsbilanz. 

Ein Finanzamt fragt, welche Folgen das für die 
VBermögenſteuer und für für die Feſtſtellung des 
Gewerbekapitals habe. 

Der Teilwert iſt der für die Vermögenſteuer maß 
gebende Wert. Er muß der Beſteuerung zugrunde ge⸗ 
legt werden. Wird er jetzt von der Genoſſenſchaft höher 
als früher angegeben, jo muß das zu einer Wertfort 
ſchreibung für das Betriebsvermögen führen. Der Teil⸗ 
wert kann nicht für die Körperſchaftſteuer ein anderer 
ſein als für die Einheitsbewertung. Die Genoſſenſchaft, die 
Vorteile bei der Körperſchaftſteuer erſtrebt, muß die 
Nachteile bei der Vermögensbeſteuerung in Kauf 
nehmen. 

Die Wertfortſchreibung wird nicht auf den 1. Ja⸗ 
nnar 1939 zu beſchränken ſein. Es wird geprüft 
werden müſſen, ob nicht auch ſchon in früheren 
Jahren die Wertanſätze zu njedrig waren. 


Als unſelbſtändige Kaſſen ſind diejenigen nichtrechtsfähigen 
Kaſſen und Fonds anzuſehen, die im Rahmen eines Betriebsver⸗ 
mögens gebildet worden ſind und deren Vermögen in der Regel 
nur durch einen Paſſivpoſten in der Bilanz des Unternehmens, das 
Träger der Kaſſe iſt, zum Ausdruck kommt. Es waren Zweifel 
entſtanden, ob das Vermögen ſolcher Kaſſen, wenn ſie nicht um⸗ 
geſtellt werden, dem ſteuerpflichtigen Bilanzgewinn des Trägers 
der Stafje im Jahr 1940 zugeführt werden muß. Der Runderlaß 
verneint das. Er beſtimmt das folgende: Die Leiſtungen einer 
ſolchen Kaſſe ſind ſolange auf den ſteuerfrei gebildeten Teil des 
Kaſſenvermögens zu verrechnen, bis dieſer aufgezehrt iſt. Dadurch 
wird dieſer Teil allmählich aufgelöſt. Neue Zuwendungen an 
eine ſolche ͤraſſe find als Zuführungen zu einer ſteuerpflichtigen 
Rücklage zu behandeln. Das gilt ab 1910. Zuwendungen an nicht⸗ 
umgeſtellte Kaſſen, die das Wirtſchaftsjahr 1939 (1938/39) belaſten, 
ſind noch als Zuwendungen an ſteuerbefreite Kaſſen zu behandeln, 

f Der Rd ⸗Erlaß läßt cs zu, daß das Vermögen von Kaſſen, 
die Renten zur Altersverſorgung gewähren und nicht umgeſtellt 
werden ſollen, ganz oder zum Teil auf den Vetrieb, der Träger der 
Kaſſe iſt, zu rückübertragen wird. Der Betrieb kann das 
Vermögen zur Bildung von Penſionsrückſtellungen 
berwenden, wenn er die Aufgaben der Kaſſe übernimmt und wenn 
die übernommenen Verpflichtungen rückſtellungsfähig find. Die 
Nane dürfen bis zur Höhe der Verpflichtungen gebildet 
werden. 

Der Rd ß⸗Erlaß kündet ſchließlich an, daß die noch offenen 
Lohnſteuerfragen und Schenkungſteuerfragen 
durch weitere Runderlaſſe geklärt werden. Die Lohnſteuerfragen 
ſind von außerordentlicher Bedeutung für die Zuwendungen an 
Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen; die Schenkungſteuerfragen 
ſpielen insbeſondere bei der Umſtellung der Kaſſen eine Rolle. Sa. 


